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Einleitung 

Klarheit über die Ve~gangenheit begünstigt die Planung 
der Zukunft 

In dem Dokument des Nationalrats, ,.n i e ge s chi eh t­
liche Aufgabe der Deutschen Demokrati­
schen Republik und die Zukunft Deutsch-
1 a n d s". das am 25. März 1962 der Öffentlichkeit übergeben, 
danach in Hunderten von Versammlungen von mehr denn 
sieben Millionen Bürgern diskutiert und am 16. und 17. Juni 
1962 von dem Nationalkongreß, an dem Delegierte aus beiden 
deutschen Staaten teilgenommen haben, als das Nationale 
Programm des Kampfes für ein neues Deutschland verab­
schiedet worden ist, haben wir eine klare Orientierung für 
eine Arbeit auf weite Sicht. Mit diesem Dokument haben wir 
"das Banner des Kampfes für die friedliche und glückliche 
Zukunft der ganzen deutschen Nation erhoben", wie es Walter 
Ulbricht auf der 16. Tagung des Zentralkomitees der SED 
hervorgehoben hat. 

Immer wieder haben wir in ideologischen Auseinander­
setzungen, aber auch in unserer ökonomischen Arbeit gerade 
auf dieses Dokument Bezug genommen, weil es die histolische 
Entwicklung Deutschlands analysiert und in jedermann ver­
ständlicher Sprache den Sinn des Geschehens im 20. Jahr­
hundert aufhellt. So erleichtern uns das Studium und die Be­
herzigung des nationalen Dokuments d ie Gestaltung einer 
besseren und glücklicheren Zukunft. 

"Nur die K enntnis der eigenen Vergangenheit u.nd die Be­
achtung ihrer Lehren läßt uns die Gegenwart richtig meistern 
und die Zukunft planen." (Walter U 1 b r ich t vor dem 
16. Plenum des Zentralkomitees der SED.) 

Aus diesem Wissen heraus setzen wir alles daran, die poli­
tisch-moralische Einheit unseres Volkes, deren Fehlen in der 
Vergangenheit sich so katastrophal ausgewirkt hat, in der 
Deutschen Demokratischen Republik ständig weiterzu~nt­
wickeln, Ebenso entschieden nehmen \Vii' auch die Realisie­
Fllng der Grundsätze des sozialistischen Massenwettbewerbs 
in Angriff, überzeugt davon, daß wir es hier nicht allein mil 
ökonomischen Fah.-toren zu tun haben, vielmehr dienen alle 
Maßnahmen und Taten für die qualitative Steigerung der 
Produktion zugleich dem Frieden, So steht unser B ü n d­
ni s, die gemeinsame' Arbeit aller Parteien unter der Füh­
rung der Partei der Arbeiterklasse, unter einem doppelten 
Aspekt. 

"Das große Bündnis aller Bürger und ihre verantwortungs­
volle Zusammenarbeit in der Nationalen Front ist notwendig, 
um den geschichtlichen Auftrag der DDR zu erfülZen: den 
Frieden zu erhaZten, die Geschicke der Nation zum Guten zu 



wenden. und das ganze Deutschland zu n euer Blüte zu führen." 
(Nationa!es Dokument.) 

Das große Bündnis aller Bürger der Deutschen Demokra­
tischen Republilt beruht auf den Lehren der deu~schen Ge­
schichte und ebenso auf vielseitigen, auch schmerzlichen, per­
sönlichen Erfahrungen. 

Eine besondere Bede utung in dieser Entwicklung kom~t 
unserem Kampf für den Er s ten Va 1 k 5 k 0 n g re ß f u r 
Einheit und gerechten Frieden zu, de? wir ,1947 
durchgeführt haben. Gerade in unserer CDU errC:lchte dle~er 
Kampf eine besondere Schärfe, war es .doch ,dle. da!Dallge 
reak-tionäre Parteiführung unter Jakob Kalser, dIe slch mfolge 
ihrer engen Bindung an jene Kräfte, die entsprechend d~n 
Forderungen des Potsdamer Abkommens in Deutschland. em 
für allemal ausgeschaltet werden sollten, und. durch . Ihre 
Handlangerdienste für den w~stdeutschen Separatismus dleser 
Entwicklung am hartnäckigsfen in den Weg gestellt hat. 

Zugleich bilden diese Erinnerungen und Er~~r~ngen. ~:lie 
noch in vielen von uns lebendig sind, auch .~Ul: OIe heut~ge 
Situation aktuelle Beispiele für die gegenwa.~'tlgen AuseIn­
andersetzungen um die Lösung unserer nationalen Frage. 
Denn in diesem Kampf haben wir auch, worauf. Ar~O~d 
Go h r auf der Hauptvorstandssitzung am 26./27. ~um 196~ 10 
Burgscheidungen hingewiesen hat, erfah.:en, daß m~eI:e Aus­
einandersetzungen, konsequent durchgefuhrt, auch em mneres 
Wachstum zur Folge haben. 

Die Entwicklung unserer eDU ist bezeichn:nd dafür. pie 
Auseinandersetzungen um den Volkskongreß fuhrten ~u emer 
unbedingt notwendlgen K 1 ä run g d er F r ~ n ten ~. n ne1'­
h a 1 b uns e r e r Par t e i. Erstmals traten Jene Kräfte .vor 
der Öffentlichkeit unverhüllt in Erscheinung, denen gar m.~t 
daran gelegen war, in Au.fri~tigkeit un? Treue den ~run­
dungsauh'uf zu erfüllen, dIe v~elm~~hr ~eme C:legen~e~t un= 
versucht ließen, um die CDU m dIe Hand~ der u~selel E~t 
wicklung feindlich gesinnten Kräfte ~u spIelen. ~Ie. eDU 1St 
darüber nicht auseinander.gebrochen, 1m Gegent~ll, SIe hat an 
Einheit und innerer Stärke gewonnen und dab~I. so rech~ er­
kannt, wie sie ihre eigentliche Aufgabe als POlItIsche Heu~at 
christlich orientierter Menschen und vor allem an der Seite 
der Partei der Arbeiterklasse zu erfüllen ha t. 

I. Die Vorgeschichte 
Unverlierbare Erkenntnisse 

Während wir in der Deutschen Demokratischen Republik 
mit der erforderlichen Entschiedenheit in großen sozialen Um­
wälzungen, mit der Entmachtung der Kriegsverbrecher und 
dem Aufbau einer neuen Ordnung die Lehren aus der deut­
schen Geschichte gezogen und nUn bereits mit dem umfassen­
den Aufbau des Sozialismus begonnen haben, liegen über 
Westdeutschland weiterhin die Schatten der Vergangenheit. 
Auch heute noch bestimmen dort jene imperialistischen Mächte 
den Kurs, die Deutschland bereits zweimal im Zeitraum einer 
Generation in einen Weltkrieg gestürzt haben. 

Gewiß gab es nach 1945 auch in Westdeutschland Ansätze 
einer Selbstbesinnung. So war es eine westdeutsche Stadt, 
S tu t tg art . jn der am 18. Oktober 1945 die Evangelische 
Kirche ein offenes Schuldbekenntnis abgelegt hat. 

Und wie bei uns. so forderten auch in Westdeutschland 
breite Schichten der werktätigen Bevölkerung auf Grund der 
Erfahrungen, die sie in der Weimarer Republik und in der 
Zeit des Faschismus hatten sammeln müssen, die Verwirklichung 
einer echten sozialistischen Ordnung. Einen Niederschlag 
fand dieses Wollen u. a . in dem mit überwältigender Mehrheit 
angenommenen Artikel 41 der hessischen Landesverfassung, 
der die überführung der Grundstoffindustrie in Gemeineigen­
tum vorsah. Zwar versuchte die USA-Militärregierung, vor 
allem der spätere Sonderbeauftragte Kennedys in Westberlin, 
General Cl a y • durch stärksten Druck auf die Abgeordneten, 
diesen Artikel aus der Verfassung zu entfelnen. Als das je­
doch am Widerstand des Volkes scheiterte, dessen Haltung 
den Abgeordneten ein Eingehen auf die Wünsche der amerika­
nischen Militärregierung unmöglich machte. mußte eine Volks­
abstimmung durchgeführt werden, in der zur größten über­
raschung der Amerikaner nich t weniger als 70 Prozent der 

-' Wahlberechtigten für die überführung der Grundstoffindustrie 
in das Gemeineigentum stimmten. 

" Es gelang der KPD, gemei71sam mit kZassenbewußtensoziaZ­
demokratischen, christlichen und parteilosen Arbeitern und 
mit demokratischen Kräften aus anderen Bevölkerungsschich­
ten, unter dem Einfluß der demokratischen Entwicklung in 
Ostdeutschlalld in einer Reihe '/Jon Ländern Gesetze über die 
überführung der Betriebe des Monopolkapitals in Gemein­
eigentum und die Durchführung einer Bodenreform durch­
zusetzen sowie einige bürgerlich-demokratische Rechte und 
"Freiheiten zu erringen. (Gesetz zur überführung des Kohlen ­
bergbaus in Gemeineigentum in Nordrhein-Westfalen Ar­
tikel 41 der hessischen Verfassung, Bodenreformgesetz~ z. B­
in Schlestvig-Holstein, Nordrhein-Westfalen, Betriebsräte­
gesetze in Bremen, Hessen, Wiirttemberg-Baden). Die Durch-
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führung dieser Gesetze wurde ~uTch die Besatzungsmächte 
und durch die von der BourgeOlste beherrs0ten Zonenver­
waltungen verhindert.'l (Grundriß der GeschIchte der deut­
schen Arbeiterbewegu:ng, in: Einheit, Sonderheit August 1962, 
s. 152 t.) 

So unterblieb jeder Schritt in Richtung auf den Au~bau ~es 
Sozialismus in Westdeutschland, scheiterten sowohl dle Sozla­
lisierung als auch die erstrebte Bodenreform. und. der Zu­
sammenschluß der Arbeiterparteien, obwohl SIch lD so be­
deutenden Städten wie Hamburg, München, Bremen, Hanno­
ver, Braunschweig, Frankfurt (Main), Nürl?berg, KarlsLll:he, 
im Ruhrgebiet und in Südbaden KommunIsten und ~ozlal­
demokraten zu gemeinsamen Aktionen für den demolcrattschen 
Neuaufbau Deutschlands zusammengefunden hatten. 

Im Hinblick auf diese Sabotage des Volkswillens .durch die 
westdeutsche Großbourgeoisie sah sich der Vorsitzende des 
Staatsrats, Walter Ulbricht, in der Schlußsitzung. jener denk­
würdigen Tagung des Nationalrats, die das naho~ale Doku­
ment im Entwurf verabschiedet hat, zu der Erklarung ver­
anlaßt: 

Die Geschichte hat uns die Erkenntnis eingepriigeZt, daß 
di; Her rschaft der Großbourgeoisie, der MonopoZherren und 
ihrer Militaristen und Revanchepolitiker in Westdeutsc~land 
unvereinbar ist mit den Lebensinteressen. ja mit der EXlstenz 
der deutschen Nation. Die Lebensinteressen auch der große.n 
Mehrheit der westdeutscl}en Bevölkerung erfordern. also ~l.e 
überwindung der Herrschaft des Monopolkapttals, set?1-er M1.Zt­
taristen, Revanchepolitiker und sonstigen UZt'ras tn West­
deutschland." 

Illusionen von 1914 

Als 1914 der erste Weltkrieg über Europa hereinbrach. 
meldeten sich auch viele junge Menschen · meiner. Generatio?, 
als Kriegsfreiwillige und traten - noch halbe Kinder - mIt 
16 und 17 Jahren unter die Waffen. Nicht wenige von ihnen 
waren bereits in den August- und Septembertagen gefallen 
oder verwundet. 

über die Hintergrunde des Kriegsausbruchs waren wir uns 
damals keineswegs im klaren. "Das Vaterland war in Gefahr", 
Deutschland war 'herausgefordert worden", ,.Siegreich woU'n 

~vir Frankreich schlagen", "also galt dieser Krieg wiederur:n 
dem Erbfeind". Wir erlebten die Mobilmachung und sahen mit 
an wie Väter und Brüder ins Feld zogen. Wer wollte von 
ei~er Jugend klares Sehen erwarten, die bei P fad f i n der n 
und Wehrkraftverbänden bereits militärisch erzogen 
und sogar gedrillt \vorden war? Außerdem hatte das ,,~ldat­
sein" etwa Imponierendes an sich. Warum sollten WIt' ~lso 
nicht dabeisein? Keine Schulbank konnte solche Erlebnisse 
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erse tzen, wie sie Heeresberichte und Presse verlockend ver­
mittelten. So waren wir ordentlich s tolz, es den Vätern gleich­
tun zu können, und marschierten mit. 

"Die gegenwärtige Lage", so erklärte am 4. August 1914 
König Ludwig lII. von Bayern in seiner Thronrede in voller 
übereinstimmung mit den kaiserlichen Kundgebungen, "ging 
nicht aus vorübergehenden Interessen konflikten oder diplo­
matischen Konstellationen hervor, sie ist das Ergebnis eines 
seit langen Jahren tätigen übelwollens gegen die Macht und 
das Gedeihen des Deutschen Reiches." 

Und noch eine andere Illusion beherrschte uns: der Glaube 
an die Unüberwindlichkeit der deutschen Waffen und, her­
rührend davon, die Hoffnung, zu Weihnachten wieder zu Hause 
zu sein. Nicht wenige von uns dachten daher, daß mit den 
ersten Strapazen im August 1914 das Schlimmste des Klieges 
bereits überstanden sei. So schrieb am 11. August 1914 ein 
junger Offizier, einer der 58 Überlebenden einer Eskadxon von 
142 Mann, die in Gemeinschaft mit anderen Verbänden in 
einem neuen Todesritt von Lagarde in Lorhringen eineBrigade 
des 15. französischen Korps geworfen und dabei Tausende Ge­
fangene eingebracht hatte, den Seinen aus dem Reserve­
lazarett : "Jedenfalls, den schwersten Tag des ganzen Feldzugs 
haben wir sicher hinter uns." 

Dann aber bissen die Fronten sich fest ; übel' den ersten 
Kriegswinter kam ein zweiter. Mi t der Bevölkerung war man 
in den Etappen an der Ost- und Westfront trotz allem Tren­
nenden in engere Verbindung gekommen, ,.Menschen wie wir 
- mit tausend Nöten und Sorgen und unter der Last einer 
Besatzung, die a lles andere tat, als sich segensreich auszu­
wirken". - Als Soldat hatte man viele Möglichkeiten, un­
rrti ttelbar ins Gespräch zu kommen. Dann blieb es nicht aus, 
auch über den Sinn dieses Krieges Worte zu wechseln, und so 
erlebte man den Franzosen, den Italiener, den Serben, den Un­
gam und wie sie wirklich dachten. Dazu die Erlebnisse in den 
Kämpfen vor Verdun, an der Somme und in den Flan­
dernschlachten. Nicht wenige von uns überkam die 
bange Ahnung von der Aus sie h t s los i Lg k e i t des Krie­
ges, in dem wir verstdckt waren. Alle Vorstellungen endeten 
düster, da, wo niemand etwas über das Ende des schweren 
R ingens sagen konnte. 

Diese Gefühle wurden besonders auch dUl"ch manches Er­
lebnis genährt, das vieles, was zunächst im Schwung jugend­
licher Begeisterung und vaterländischen Empfindens von 
Geist und Haltung manches Vorgesetzten erwartet worden 
war, bitter enttäuschte. Hier an der Front fiel äußerer Glanz 
und Tünche von nich t wenigen Vorgesetzten, die bis hin zu 
Kleinigkeiten mit Stolz, Einbildung und Überheblichkeit aue 
Herkunft, Adel und die angebliche besondere Ehre d es preu­
ßisch-deutschen Offizie rs-Korps gepocht ha tten. 
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Als 1918 das jähe Ende des Krieges über uns hereinbrach 
und wir mitten in der völligen Auflösung unserer Truppen­
verbände standen, da war zum ersten Male ein Welt in uns 
zusammengestürzt, von der wir soviel erhofft hatten. Daß jetzt 
Matrosen und Soldaten das Heft rl.n die Hand nahmen, daß Ar­
beiterfäuste Ordnung schufen, um das Nötigste für das Leben 
zu retten, um aus dem Verfall heraus wieder zur Ordnung und 
übersicht zu kommen, konnte uns nicht wundern. Mir selbst 
hat es beispielsweise sogar imponiert. Aber es galt, rasch nach 
Hause zu kommen. Mehr wollte man nicht wissen. So ging es 
kreuz und quer durch Deutschland, bis sich Familien wieder­
fanden oder ihre letzten Vertreter sich begegneten, weil <1e1' 
Krieg die anderen ausgelöscht hatte. Noch wußten wir nichts 
von K las sen k a Fn pfund den revolutionären Zielen, die 
dem internationalen Proletariat und damit den Völkern ins­
gesamt den Weg in eine bessere Zukunft bahnen sollten. Aber 
heute, wo wir das wissen, stellen wir noch einmal für damals 
die Frage : 

Waren es wirklich "neiderfüllte Nachbarn", ein "seit Jahren 
tätiges übelwollen gegen die Macht und das Gedeihen des 
Deutschen Reiches", die unserer Nation einen Krieg auf Leben 
und Tod aufgezwungen hatten - oder war es nicht vielmehr 
der Machtkampf der Kapitalisten und Imperialisten, der 
amerikanischen, englischen, französischen und russischen 
ebenso wie der deutschen, der dieses Gemetzel herbeigeführt 
hatte? Als u n ver m ei d 1i ch e F 0 I ge der Politik jener 
kleinen herrschenden Schichten, von denen das nationale 
Dokument in bezug auf Deutschland sagt, daß sie den ge­
fährlichsten Feind des deutschen Volke s 
bilden. 

Als politischer Realist hat L e ni n in seiner Abhandlung 
"Die Aufgaben der revolutionären Sozialdemokratie im eurl?­
päischen Krieg" (Werke, Band 21) aus dem Herbst 1914 dIe 
damalige weltpolitische Lage dahin charakterisiert: 

,Der EUT!opa und die ganze Welt umfassende Krieg trägt 
d~n klar ausgeprägten Charakter eines bürgerlichen, impe'ria­
listischen, dynastischen Kriegs. Kampf um die Märkte und 
Raub fremder Länder, das Bestr eben, die revolutionäre Be­
wegung des Proletariats und der Demokr t?-tie im Im~e1·n der 
Länder zu unterbinden, das Bestreben, dte ProletarzeT allel· 
Länder zu übertölpeln, zu entzweien und abzuschlachten, in­
dem man im Interesse der Bourgeoisie die Lohnsklaven der 
einen Nation gegen die Lohnsklaven der anderen Nation 
hetzt - das ist der einzige reale Inhalt, die einzige reale Be ~ 
deutung des Krieges.« 

So wie ich, versuchten Zehntausende, endlich einen l·ich­
tigen Beruf zu ergreifen. Ich wählte die Sense und den Pflug 
und .glaubte, hier einer rechten Aufgabt; dienen zu können. 
Aber Jiicht lange dauerte es, lmapp em Jahr, und schon 
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wieder meldeten sich die "alten Kameraden", welche die 
Traditionszeichen, Regimentsfahnen, die Orden und Medaillen 
ausgegraben hatten, und so begann gleichlaufend auch meine 
Verbindung zu dem ehemaligen "Königlich-Bayrischen In­
fanterie-Leibregiment". Wenn sich daraus auch ein Gegensatz 
zum Machtstreben von SS und SA ergab, so konnte das nicht 
verhindern, daß auch auf mir Hitlers Pläne gegen den Ver­
sailler Vertrag Eindruck machten; denn sie sollten sich ja mit 
neuem Wohlstand für unser Volk verbinden, und so ließ ich mich 
dann 16 J ahre nach dem Ende des ersten Weltkrieges wieder­
um re akt i vi e I' e n und zog mit einer neuen Generation 
in einen neuen Krieg, nun m ehr all erd i n g s sc h 0 n 
von Anfang an das Herz voller Zweifel und 
SOl' gen, bereits erfüllt von großem Mißh'auen gegen die 
Folgen eines solchen Wahnwitzes. 

Wie der Landser denken lernte 

Aber was wußten wir und unsere Schulkameraden, die An­
gehörigen bürgerlicher Familien, Söhne alter Offiziers­
familien, vom Wesen und Wollen der Sowjetunion! Immer nur 
bekamen wir das Leben in der Sowjetunion im Zerrspiegel zu 
sehen, entstellt von einer Berichterstattung, die mit allen 
Mitteln bemüht war, alles, was Wahrheit war und was eine 
Reihe von Persönlichkeiten aus eigenem Erlebnis über die 
Sowjetunion berichteten, in das Gegenteil zu verdrehen. Das 
war jenes Gift, das uns unentwegt beigebracht wurde. Das 
war es auch, was uns die Sowjetunion als unversöhnlichsten 
Gegner jeden kirchlichen Lebens erscheinen lassen sollte. 
Nicht anders war es auch innerhalb der Reichswehr, wobei 
es dort zum Handwerkszeug "nationalsozialistischer" poli­
tischer Erziehungsarbeit gehörte, Soldat und Offizier gegen 
die Sowjetunion geradezu zu fan a ti sie ren. 

Trotzdem lebte der Zweifel in uns fort, war vielen von uns 
der Angriff -auf die Sowjetunion zumindest ein Geschehen 
von äußerster Gefährlich.keit. 

Groß war die Wirlwng, als wir auf die ersten sowjetischen 
Verbände stießen, auf Soldaten der UdSSR, die, wenn auch 
durch unseren überfall überrascht, dennoch tapfer und leiden­
schaftlich ihre Heimat verteidigten. Strategisch und taktisch 
gut geführt, verstanden sie es, sich dem Würgegriff Hitlers 
zu entziehen, so daß trotz vieler Kesselschlachten die Ver­
nichtung der ~owjetischen Feldarmee dem "Dritten Reich" ver­
sagt blieb. ., 

So kam es zum Ende des "Blitzkrieges" in der Sowjet­
union berei ts in den Novembertagen 1941. Als uns in diesem 
Augenblick versichert wurde, daß das Stocken des Angriffs 
nur eine Folge "slawischer Anomalie" sei, eines sturen Stand­
haltens ohne Zweck und Sinn, da freilich packte uns ernste 
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Sorge gegenüber einer derart primitiven Propaganda,. na.ch­
dem wir ja nun unmittelbar VOl' den Toren Moskaus dte zlel­
strebige und harte, unbeugsame Verteid1gung .eines Riesen­
reiches zu spüren bekommen hatten, das semen "Großen 
Vaterländischen Krieg" fühl"te. 

Mein Versuch diese- Situation in aller Eindeutigkeit VOr der 
maßgebenden ~neralität im Generalkommando 7 in München 
darzulegen, ·wurde von hitlerhöl'igen Offizieren mi~ scharfer 
Ablehnung aufgenommen. Man scheute offenbar, slch .selbst 
einzugestehen, daß die Vorstellunge~ , unte.~· denen ~an In ~er 
Heimat unsere Soldaten und Offiztere fur den Emsatz 1m 
Osten vorbereitete geradezu pl;mitiv waren. Aber eben diese 
Vorstellungen führten dann auch dazu, daß Hitler s.elbst, 
unterstützt von eitlen Generalen und Generalstabsoffizieren, 
eine ganze Armee - die 6. Armee - in der Sc h 1 ach t a n 
der Wo 1 g a - im KesSel von Stal1ngrad - durch seine :se­
fehle und die Mißachtung jeglicher vernünftiger und einsICh­
tiger Vorschläge einem sinnlosen Sterben überließ. 

Da ich selbst nach wenigen kurzen Wochen Anfang 1942 
Aufstellung und Einsatz einer Reihe von Stalin.gra~-Divisionen 
erlebt hatte ließen mich in jenen Wochen, dle sIch VOr nun­
mehr ,gel'ad~ 20 Jahren ereignet haben, die Gedanken der 
Suche nach einem Ausweg nicht mehr los, und es war gut, 
daß es auch unter den Offizieren, neben zahlreichen Soldaten. 
Gleichgesinnte gab, mit denen man sich darül~er offen ve~'­
ständigen konnte. Keinem von uns konnte dabei erspart blel-. 
ben in schweren inneren Kämpfen sich zur Auflehnung gegen 
ein~al gegebene Befehle zu entschließen und damit pl'aktisch 
den Fahneneid zu brechen. 

Da& Ende an der Wolga, -die größte Niederlage Hitlers, be­
deutete den Zusammenbruch der faschistischen Strategie und 
wurde damit ZUl" Schicksalswende im zweiten Weltkrieg. 
Selbstb,esinnung und Ernüchterung der faschis~ischen Macht­
haber hatten aber auch diese Katastrophen mcht zur Folge. 
Charakteristisch dafür ist die geradezu ungeheuerliche Er­
l\:.lärung des OKW, nach der die Schlacht an der Wolga zwar 
eine menschliche Tragödie beinhalte, die in der deutschen Ge­
schichte ohne Beispiel sei militärisch jedoch nichts zu bedeuten 
habe. So dß das Dritte Reich unser ganzes Volk in eine der 
crrößten Katastrophen seiner Geschichte, die gleichermaßen 
~ur tiefsten moralischen und geistigen Erschütterung und 
Verleugnung der besten Werte der deutschen Nation führte. 

Und :;0 begann mit der Waffen streckung für uns über­
lebende der 6. Armee ein neuer Kampf: die schonungslose 
innere Auseinandersetzung mit der deutschen Geschichte und 
der ei,genen Haltung. Dieses nun einsetzende und sich täglich 
el'neuernde Denken und Forschen führte schließHch immer 
mehr Menschen zur Besinnung auf die Urs ach e n unserer 
Not und unserer Niederlage und damit zum Verständnis für 
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die wahren Interessen des deutschen Volkes, zur Ab­
wendung von der Vergangenheit und von den 
Gesellschaftsschichten, die diese Vergan­
genheit gefo rm t und zu verantworten hatten. 

Es war gewiß ein sehr schmerzlicher Prozeß, den wir da­
mals durchmachten, zumal er sich in einem Kreis von Offi­
zieren abspielte, von denen nicht wenige sich mit Händen 
und Füßen dagegen sträubten, umzulernen, weil sie, wie es 
später ein General der Bundeswehr offen ausgesprochen hat, 
der Meinung waren, daß eine Niederlage, auch eine totale 
Kapitulation, gar so viel nicht zu bedeuten habe, weil angeb­
lich jede Niederlage durch einen Sieg in einem neuen Krieg 
wieder ausgeglichen werden könne. 

Wer sich jedoch über die Gesetzmäßigkei t der fascllistischen 
Niederlage und darüber klargeworden war, daß nicht irgend­
welche Zufälle diesen Ausgang verschuldet hatten oder Hitler 
allein mit allen seinen verbrecherischen Eigenschaften, son­
dern die Undurchführbarkeit der Ziele, die der deutsche Im­
perialismus sich gesteckt hatte, dem wurde es damit zur Ge­
wißheit, daß es nach zwei verlorenen Weltkri.egen in Deutsch­
land unmöglich so weitergehen konnte, als w ä ren ich t s 
ges ehe he n. 

Nicht wenige Offiziere, die in der Sowjetunion in die Kriegs­
gefangenschaft geraten waren, hofften auch nach der Wende 
an der Wolga noch auf ein Wunder. Andere, befangen in starr 
gewordenen Ehr.begriffen, waren der Meinung, daß es nicht 
angehe, von einem anderen Lande aus den Kampf gegen die 
Machthaber im eigenen Staat aufzunehmen, auch wenn diese 
nur die Unterdrücker ihres eigenen Volkes waren. .. 

Und schließlich war auch der Kreis derer nicht kleip, denen 
das Gift des Antikommunismus bereits ins Blut gedrungen 
war. Diese Naturen konnten zwar in den Gefangenenlagern 
an der Wolga ihre antikonununistische Gesinnung nicht mehr 
in Aggressionshandlungen gegen die Sowjetunion betätigen: 
wohl aber vermochten sie sich der Seelen mancher Kameraden 
zu . bemächtigen und den alten Haß mit düsteren Prophe­
zeiungen über das zu envartende persönliche Schicksal neu 
anzufachen - zumal wenn es sich um Offiziere handelte, die 
in den ersten Jahren der Weimarer RepuQlik verantwortliche 
Stellen in den Freikorps und in jenen Reichswehrverbänden 
innegehabt hatten, die die heroischen Befreiungskämpfe der 
Arbeiter blutig niedergeschlagen hatten. 

In dieser Situation erwies sich nun die geistige Kraft, die 
dem Anspruch der Arbeiterklasse und ihrer Partei auf die 
führende Rolle zugrunde liegt. So führten die Begegnungen 
mit hervorragenden Vertretern der alten KPD zur grund­
legenden KOlTektur an unserem bisherilgen Geschichtsbild und 
ergaben neue Perspektiven für Deutschland. 
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Es war die Logik einer mehr denn hundertjährigen Ent­
wicklung, es waren die Erfahrungen aus dem revolutionären 
Kampf eines ganzen Jahrhunderts, beginnend mit dem Kom­
munistischen Manifest von 1848, die uns in diesen Begeg­
nungen nun bestimmend beeindruckten und die Augen dafür 
öffneten, daß die Arbeiterbewegung angesichts des Versagens 
der schöpferischen Kräfte des Bürgertums und als Erbe ihrer 
Kultur die Sache a 11 e r fortschrittlichen und national­
bewußten Menschen verteidigt. Damit war es W1S unmöglich, 
in der bisherigen Weise fortzuleben . Wir waren innerlich 
gezwungen, neue Wege zu suchen. 

"Die deutsche Arbeiterklasse ist der natürliche Erbe alles 
Großen, Fortschrittlichen und Humanistischen, das vom deut­
schen Volk in seiner geschichtlichen Entwicklung hervor­
gebracht wurde. Von ihren Anfängen an hat die revolutionäre 
Arbeiterbewegung die wahrhaft nationalen, kulturellen und 
wissenschaftlichen Traditionen gegen die Verfälschung und 
den Mißbrauch durch die herrschenden reaktionären Aus­
beuterklassen verteidigt. Indem die deutsche Arbeiterklasse 
nach der Zerschlagung des HitleTTegimes durch das ruhm­
reiche Sowjetvolk an der Spitze der VoZksmassen in einem 
Teil Deutschlands den Imperialismus vernichtete und den 
Sozialismus zum Siege führt, verwirklicht sie ihre historische 
Rolle und verhilft damit der historischen Gesetzmäßigkeit zum 
Dur chbruch. Sie beweist, daß auch in Deutschland die Lebens­
fragen der NaUon nur durch die überwindung des Imperialis­
mus und durch die Errichtung der sozialistischen Gesellschafts­
ordnung zu lösen sind." (Grundriß, a. a. 0., S. 58 f.) 

Manche unserer Gesprächspartner, so Walter U 1 b r ich t, 
hatten bereits in den voraufgegangenen Kampfwochen über 
die Gräben hinweg zu nationaler Haltung aufgerufen und die 
Gewissen in Unruhe versetzt. In der damit eingeleiteten 
Selbstbesinnung wurde es Menschen christlichen Glaubens 
immer deutlicher, daß die Ziele und Ideale der deutschen 
Kommunisten aufs innigste mit den echten Anliegen christ­
licher Menschen verbunden sind. Gewiß, die Kommunisten 
beteten nicht, aber sie rilhrten doch die Hände für die Her­
ausbildung einer Welt, die frei ist von Ausbeutung, Unter­
drückung und Krieg, von all dem, was in der Vergangenheit 
so oft den christlichEm Menschen schwer auf der Seele lastete. 
Dami t wurde uns die Zusammenarbeit der Chri­
sten und Marxisten zu einer nationalen 
Ver p f 1 ich tun g, zu einer Demonstration für den Ernst 
unseres christlichen Wollens. 

Vor allem erweckten diese Begegnungen auch das Verständ­
nis dafür, daß wir ein neues Deutschland nicht als ein Ge­
schenk des Himmels erwarten können, daß wir die Neu­
gestaltung und Einrid1tung des deutschen Hauses nicht frem-
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den Mädlten überlassen dürfen, sandeln daß wi r selbs t Hand 
anlegen müssen. Wir lernten begreifen wie es Walter Ulbricht 
bereits Jahre zuvor in großen historischen Analysen dargelegt 
hatte, daß die Ausrottung und überwindung des Faschismus 
a uch d eu ts c he A k ti vi tä t erfordert . 

Und ganz von selbst wurde uns nunmehr auch bewußt daß 
die Zukunft Be k e n n er mut von uns forder te und K' 0 n­
s e q u e n zen aus neuen Erkenntnissen. 

Ein erstes Betätigungsfeld fand diese neu au:fikommende 
Aktivität in Arbeitsgemeinschaften, die l5ich in 
den Lagern bildeten, sei es für Fragen von Recht und Gesetz 
auf die die Praxis des Hitlerreichs sich geradezu verheerend 
ausgewirkt hatte, oder zur Erörterung ethischer Probleme in 
christlichen Arbeitsgruppen. 

Das offene und ehrliche Auftreten zahlreicher Soldaten die 
den sowjetischen Lagerleitungen gegenüber aus ihrem Uber­
zeugten Christentum kein Hehl machten trug dazu bei daß 
in den ~riegsgefangenenla~ern die 'Durchführung' von 
Go t te sd 1 en s ten und BI bels tun d en von sowjeti­
scher Seite ermöglicht und sogar unterstützt wurde. Die 
Haltung solcher Kameraden half aber auch, Menschen, die 
unter der Wucht des Geschehens dem seelischen Zusammen­
·bruch nahe waren, innerlich wieder aufzurichten. So konnten 
wir schon damals in Frage und Antwort vielen Kameraden 
die Erkenntnis vermitteln, daß auch in einer sozialistischen 
Gesellschaftsordnung ein Leben und Mitarbeiten aus christ­
licher Grundhaltung heraus durchaus möglich ist. 

. über da.s Lage: hinaus konnten wir Beziehungen zur christ­
lichen KIrche m der Sowjetunion zw' 0 r t h 0 d 0 x e n 
Kir c h e, aufnehmen; so ·konnte iclt beispielsweise Ver­
bindungen zu kirchlichen Persönlichkeiten deI' Russisch-Recht­
g~äubigen Kirche herbeiführen und dort großes Verständnis 
fu.r den K~mpf christlicher Kreise in Deutschland gegen den 
Hitlerfaschlsmus feststellen. In den Gesprächen mit den Ver­
tretern der orthodoxen Kirche wurde uns bewußt daß die 
Kirche die Trennung vom Staat nicht zu fürchten h'at sofern 
in ihr das notwendige Eigenleben vorhanden ist. ' 

In dem Bemühen, Verständnis für die Ziele und Aufgaben 
und den außergewöhnlichen Kampf des Na t ion alk 0 m i -
tee s "F reies D eu t s chI a n d", vor allem in Deutsch­
land selbst, auf dem Wege über kirchliche Kreise zu wecken 
wandte ich mich mit Unterstützung sowjetischer Stellen End~ 
1943 in persönlichen Briefen u.a. an Kardinal Fa u 1 hab e r 
München, Bischof Graf Pr e y si n g Berlin und Bischof 
Be r n i n g, Osnabrück, ja selbst nach' Rom a~ den Heiligen 
Vater, den ehemaligen bayrischen Nuntius Pa c e 11 i. 
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Die rettende Tat 

Eine entscheidende Aktivierung fand dieser Prozeß der 
Selbstbesinnung, der in vielen Lagern eingesetzt hatte, mit 
einer Zusammenkunft von etwa hundert Delegierten aus fünf 
Offtziersgefangenenlagern am 12. September 1943. Aus der 
Kraft des neu erwachten Verantworlungsbewußtseins für 
Staat und Volk, vorwärtsgetrieben von der Erkenntnis, daß 
Deutschlands alarmierende Situation nationale Aktivität er­
forderte, beschlossen wir auf dieser Konferenz, den B und 
Deu ts ch er 0 f fi z i e r e zu gründen, der sich unverzüg­
lich dem Nationalkomitee .. Freies Deutschland" anschloß. 

Dieses war einige Wochen zuvor, am 13. Juli 1943, in Kras­
nogorsk gegründet worden. Die Vorarbeiten zu seiner Gliin­
dung hatten in allen Gefangenenlagern eine große Bewegung 
ausgelöst. Mehrere Monate zuvor waren bereits Persönlich­
keiten wie Wilhelm Pie c k, Walter U I b r i eh t, Erich 
Weinert , Hermann oMa tern, Willi B redei, Karl 
M a 1'0 n, Friedrich Wolf, Peter F 1 0 r i ·n und andere in 
Hunderten von Aussprachen und Versammlungen mit den 
deutschen Soldaten und Offizieren in engste Fühlung gekom­
men. überall folgten sie dabei dem brennenden Wunsch deut­
scher Mensdten, über das Geschick ihrer Heimat mehr zu 
erfahren und die Wahrheit über die geschichtlichen Vorgänge. 
die zum faschistischen Raubkrieg geführt hatten, zu ergründen. 
Unsere kommunistischen Freunde wurden damals in hervor­
ragender Weise in Rede und Gegenrede, in Frage und Ant­
wort dieser bedeutenden Aufklärungsarbeit einfühlsam und 
in aller Offenheit wahrhaft menschlich ,gerecht. 

So wurd.e vor allen Dingen aber auch den deutschen Kriegs­
gefangenen klar, daß es Mittel und Möglichkeiten gab, auch 
unter der Ibesonderen Situation des Gefangenseins Bedeuten­
des zur Rettung der deutschen Heimat aus den Klauen der 
Hitlerbarbarei zu tun. Der Kreis der An t i f a s chi s t e n 
unter den Kriegsgefangenen selbst wurde immer .g r ö ß er. 
und bald erkannten wir - auch ich selbst -, daß wir unter 
besonderen Formen der Mentalität des deutschen Offiziers 
gerecht werden mußten, um ihn für die große nationale Auf­
gabe gewinnen zu können. So kam es dann zwei Monate nach 
Gründung des Nationalkomite~s "Freies Deutschland" zur 
Gründung des Bundes Deutscher Offiziere. 

Der Geist, der uns dabei beseelte, die innere Bewegung, in 
die wir durch den Zusammenprall zwischen Wahn und Wirk­
lichkeit in unserem Schicksal geraten waren, aber auch die 
starke Bereitschaft, nach langen Jahren des Duldens und des 
Schweigens Zeugnis abzulegen, fanden ihren Ausdruck in 
einem 'Aufruf, der durch seine aufrüttelnde Sprache weithin 
aufhorchen ließ. Darin hieß es : 
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., Wir sind durch eine Hölle gegangen. 
Wir wurden totgesagt und sind zu neuem Leben erstanden. 
Wir können nicht länger schweigen! 
Wi: hab.en, wie niemand sonst, das Recht, zu spredl.en, nicht 

nur ~m el.genen Namen, .1onde-rn im Namen unserer toten 
1{ameraden, im Namen aller Opfer von Stalingrad . . . 

Wir Generale und Offiziere der 6. Armee sind entschlossen 
dem bisher sinnlosen Opfertod unserer Kameraden eine~ 
tiefen geschichtlichen Sinn zu geben. Sie sollen nicht umsonst 
gestor.ben sein! Aus der bitteren Erkenntnis von Stalingrad 
soll d~e rettende Tat hervorgehen. Wir wenden uns daher an 
Volk und Wehrmacht, wir sprechen vor allem zu den Heer­
führern, den Generalen, den Offizieren der Wehrmacht. 

In Eurer H~md liegt eine große Entscheid'ung! 
Deutschland erwartet von Euch den Mut, die Wahrheit zu 

sehen und demgemäß kühn und unverzüglich zu handeln." 

So gaben wir dem Geschehen an der Wolga für unser Volk 
dadurch den tieferen Sinn, daß wir unter dem Eindruck des 
Verlaufs und der Folgen der Schlacht an der Wolga den Weg 
der Umkehr antraten. Wir sahen die Not 'Und das Elend der 
~ernen Heimat, erfuhren die Unbelehrbarkeit ~d d.en Haß der 
Im Herzen verhärteten Faschisten, die einige von uns in Ab­
wesenheitsve:-tahren kriegsgerichtlich verurteilten; zugleich 
aber sahen wir vor uns das Bild einer neuen großen deutschen 
~u~nft im Frieden. Die rettende Tat, auch das wurde uns 
10 dlesen Stunden zur Gewißheit, mußte gipfeln im festen 
Zusammen schluß der Menschen guten Willens im B ü n d n i s 
der Arbeiterklasse mit dem fortschrittlichen BÜrgertum in der 
Einreihung in die weltweite Front der Kämpfer gegen Faschis­
mus, Impel;alismus und Militarismus. 

D.!e Bedeutung dieser Selbstbesinnung, die uns dem Leben 
zuruckgab, hat sowohl in dem Dokument des Nationalrats 
"Die ,geschichtliche Auf,ga'be der Deutschen Demokratischen 
Republik und die Zukunft Deutschlands" als auch jn dem 
,, ~rundriß <l~~' <?eschichte der deutschen Arbeiterbewegung" 
seme volle Wurdlgung gefunden. So heißt es in dem Dokument 
des Nationalrats: 

,,111. der Illegalität, während der finsteren Nacht der Nazi­
he:rschaft, kämpften die besten Vertreter der deutschen Ar­
betterklasse, Kommunisten, linke Sozialdemokraten sowie 
~arteilose, . chri.stliche Bürger U1id Hitlergegner aus bürger­
lzch~n Krel.sen f?egen die faschistische Her-rschaft, tür die Be­
end~gung des Httlerkr'ieges. 

~ie h~lfen, selber unte!drückt und verfolgt, ,nackt unter den 
l,Volfen der Konzentrationslager - soweit es in ihrer Macht 
st~nd - ~en Patrioten anderer Völker, die das unme11schliche 
Httlerreg/,me zur Ausbeutung und Vernichtung in diese Lager 
geschleppt hatte. 
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Sie kämpften. auf den Schlachtfelder1l des spanischen Bür­
gerkrieges mit der Waffe in der Hand gegen den Faschismus, 
gegen Ritler und Mussolini. 

Sie waren an der Seite des schmählich überf"aUenen sowje­
tischen Volkes bei Moskau und an der Wolga. Sie verbanden 
sich im Nationalkomitee Freies Deutschland mit den deutschen 
Soldaten, Offizieren. und Generalen, die den verbrecherischen 
Charakter des Hitlerkrieges erkannten und bereit waren, für 
die schnelle Beendigung des Krieges und ein neuen besseres 
Deutschland zu kämpfen. 

Sie retteten die Ehre der deutschen Nation. 
Damals wurde es auch vielen Sozialdemokraten klar , daß 

es niemals zu der Herrschaft des Ritlerfaschismus geloommen 
wäre, wenn die Arbeiterklasse - verbündet mit anderen fort­
schrittlichen und demokratischen Kräften - schon 1918 ver­
ein t die demokratische Revolution zu Ende gefüh1·t und -
·ihrer historischen Bestimmung gemäß - d'ie Führung des 
deutschen Volkes iibernommen hätte." 

Ähnlich positiv wird in dem grundlegenden Referat, mi t 
dem Walter U1bricht die Beratung des Dokuments "Grundriß 
der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung" einleitete, 
die Zusammenarbeit jm Nationalkomitee gegenübergestell t 
der negativen Ablehnung der Zusammenarbeit der Arbeiter­
parteien durch die rechte SPD-Führung noch in der Prager 
Emigration, wird die Arbeit des Nationalkomitees und des 
Bundes Deutscher Offiziere als ein Beitrag zur l;chtigen Orien­
tierung des deutschen Volkes im Kampf gegen den Faschismus 
bewertet. In dem Grundriß selbst wird das Nationalkomitee 
geradezu als die d eu t s c h e An ti hit 1 e r k 0 a 1 i t ion 
charakterisiert. Wörtlich heißt es dazu: 

"Das Nationalkomitee war seinem Wesen nach die deutsche 
Antihitlerkoalition. Die Politik des Nationalkomitees .Freies 
Deutschland' bestand darin. den Krieg durch den Sturz deT 
Hitlerregierung zu beenden, den Friedensschluß durch die 
Kräfte der Arbeiterklasse, der bürgerlichen Antihitler opposi­
fion in der Armee herbeizuführen und die Leidenszeit unseres 
Volkes zu verkü.rzen ... Unter Leitung der VertTeter des 
Politbüros de1· KPD bereitete sich das Nationalkomitee gleich­
zeitig auf den Neuaufbau eines antifaschistisch-demokratischen 
Deutschland vor." (a. a. 0 ., S. 141) 

Denn die rettende Tat, von der sowohl das Manifest des 
Nationalkomitees "Freies Deutschland" wie auch der Aufruf 
des Bundes Deutscher Offiziere an Volk und Wehnnacht 
sprachen, war nicht gedacht als eine einmalige Handlung, eine 
fonneUe Absage an die Vergangenheit. Sie hatte vielmehr 
zum Inhalt : Arbeit und Aufklärung, unzählige Aktionen, eben 
die Bewä h ru n g im groß en B ü nd n is für die Neu­
begrüncun ,g eines deutschen Staates, für eine 
Politik des Friedens ulJ d der sozialen Gerech­
tigkeit. 
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11. Der Neubeginn 
Vnser Gründungsaufruf -

ein Wegzeichen in ein neues Deutschland 

Dank den Erfahrungen in der Zusammenarbeit im National­
komitee kehrten die Angehörigen dieser Gemeinschaft nicht 
in Resignation aus dem zweiten Weltkrieg in die Heimat zu­
rücl{, sondern nunmehr drängte es uns dazu, der inneren 
Wandlung durch Tat e n Ausdruck zu geben. 

Auch wir hatten ,,0 s te r f a h ru TI ,g " gesammelt - nur 
war sie anderer Art als die, die in verblendeten Hitleroffi­
zieren lebendig war. Wir erblickten unsere Mission nicht darin, 
umständlich und selbsbgefällig zu prüfen, was im einzelnen 
hätte besser gemacht werden können. Wir hatten vielmehr 
die verbrecherische Torheit des Gesamtkonzepts durchschaut. 

Unsere Osterfahrung gipfelte in der Erkenntnis, daß die 
sowjetischen Menschen den Frieden wollen, daß die Sowjet­
union ein Land schöpferischer Arbeit ist, daß die Ziele der 
sowjetischen Politik mit den legitimen Interessen des deuf­
schen Volkes übereinstimmen und ein friedliches Deutschland 
in "<ler Sowjetunion einen Freund und Helfer hat. 

"Mit der UdSSR half eTstmals in der Geschichte eine Sieger­
macht dem besiegten Land, dessen Aggressionsarmeen bei­
spiellose Gewalttaten und Zerstörungen verübt hatten, die 
nationale Unabhängigkeit zu gewährleisten, einen friedlichen 
und demokratischen Entwicklungsweg zu erschließen und die 
Nachkriegsschwierigkeiten zu überwinden, indem sie bedeu­
tende ma.terielle Mittel zur Verfügung stellte." (Grundriß, 
a. a. 0., S.147) 

Unsere Sehnsucht nach Freundschaft mit den Nachbar­
völkern und der Sammlung der demokratischen Kräfte in der 
Heimat fand einen Widerhall in dem G r ü n dun g sau f ruf 
der eDU vom 26. Juni 1945. 

Das, was diesen Aufruf charakterisierte und auch heute 
noch unsere Freunde so oft veranlaßt, auf ihn Bezug zu neh­
men, war Ausdruck einer Erkenntnis, die damals in ganz 
Deutschland weit verbreitet war: der Ruf zur Sam m 1 u n g, 
zur Mitarbeit am Aufbau einer neuen Heimat, die For­
derung, alles T re n ne n dez ur ü c k zu stell en, die Be­
tonung der internationalen Verbundenheit der Völker und 
das Gelöbnis, "alles bis zum Letzten auszutilgen, was diese 
ungeheuren Blutopfer und dieses namenlose Elend verschul­
det hat, und nichts zu unterlassen, was die Menschheit künftig 
vor einer solchen Katastrophe bewahrt". 

Und noch etwas beeindruckte uns an diesem Aufruf außer­
ordentlich. Das war, daß der GliindungsautTuf es als uner­
läßlich bezeichnete, "schon und für alle Zeiten die Staats­
gewalt vor illegitimen Einflüssen wirtschaftlicher Machtzu­
sammenballung zu sicl1ern", die Bodenschätze in Staatsbesitz 
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zu überführen. ,.Der Bergbau und andere monopolartige 
Schlüsselunternehmungen unseres V"irtschaftslebens müssen 
klar der Staatsgewalt unterworfen werden." 

Denn diese Sätze konnten nur bedeuten, daß das Bekennt­
nis zu gesellschaftlichen Veränderungen nicht als Lippen­
bekenntnis gedacht war, sondern vorwärtsdrängte zu v e r­
ändernden Tat en. Wer diese Sätze ernst nahm, der 
mußte auch die soziale Neuordnung und die feste Zusammen­
arbeit aller Parteien im BIo c k der a n t i fa s chi s t i s c h -
demokratischen Kräfte ehrlichen Herzens bejahen. 
Den nur gemeinsam war das ins Werk zu setzen. was für alle 
notwendig wal'. . 

Der Weg zum Volkskongreß 

Eines der er s te n großen gemeinsamen Werke" zustande 
gekommen in engel' Zusammenarbeit der Vertreter all e l' 
Par t eie n u TI d M a'S sen 0 l' g' a n isa t ion e n, wal' der . 
Erste Volkskongreß für Einheit und .gerech­
te n F)' i e den am 6. und 7. Dezember 1947 in Berlin. 

Die Wiederherstellung der nationalen Einheit und die Be­
gründung eines dauerhaften Friedens waren seit 1945. von 
Anfang an, Hauptziele des politischen Kampfes in der dama­
ligen sowjetischen Besatzungszone. I.hnen ,galt unsere Initia­
tive, unsere Aktivität. 

In diesem Rahmen versuchte die damalige CDU-Führung, 
eine Na t ion ale Re prä sen tat ion und danach einen 
Na t ion ale n K 0 n s u 1 tat i v l' a t ins Leben zu rufen. 
Der bürgerliche Charakter solcher Institutionen hinderte die 
SED nicht, -diese Bemühungen zu unterstützen. Gescheitert 
sind beide Bestrebungen jedoch an -dem gemeinsamen Wider­
stand Konrad Adenauers und Dr. Schumachers. In 
dem Scheitern dieser Bemühungen wurde uns noch einmal 
vor Augen gefühl"t. daß die Kraft des Bürgel1ums für die 
Lösung der nationalen Frage im Wege einer konstluktiven 
Politik nicht mehr ausreicht. 

Inzwischen wal' die Gefahr für den nationalen Zusammen­
halt Deutschlands noch größer geworden. Vorberei tet durch 
die Reden C ob 'U r chi 11 s am 6. März 1946 in Fulton und die 
Stuttgarter Rede des amerikanischen Außenministers 
B y r n e s am 6. September 1946, distanzierten sich die West­
mächte von ihrem Verbündeten, begannen sie mit dem kalten 
Krieg die Frontbildung gegen die Sowjetunion und damit die 
Spaltung Europas. Damit kehrten die Westmächte zu jener 
unheilvollen Po1itik zurück, mit der sie unmittelbar nach der 
Großen Sozialistischen Oktoberrevolution versucht hatten. die 
junge Sowjetmacht und die neue soziale Ordnung im Feldzug 
der 14 Staaten zu ersticken. 

So datiert -denn auch ein verständnisvoller ameri-kanischer 
Publizist , Grorge Marion, in seinem Buch .. Stützpunkte und 
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Imperium" den eigentlichen Beginn des kal~~n Klieg~s mit 
dem Jahre 1917 als 14 Mächte unter der Fuhrung Wmston 
Churchills eine b~~vaffnete Intervention organisierten, die das 
neuerrichtete Sowjetregime stürzen sollte". 

Gegen Jahresende 1947 stand die für den 23. Februa.r .1948 
nach London einberufene Konferenz der Außenmlfllster 
drohend über Deutschland. Anläßlich dieser Tagung wollten 
die Westmächte nach Vorbereitungen von langer Hand her 
den Mechanismus für die Errichtung eines westdeutschen 
Separatstaates in Gang setzen. 

Es entsprach daher nur der wirklichen Situation, wenn nun­
mehr die SED, die führende Kraft der Arbeiterklasse, ihrer­
seits die Initiative übernahm, indem sie in Ausführung der 
Beschlüsse ihrer 2. Parteikonfel'enz die Volksbewegung für 
Einheit und gerechten Frieden entfaltete und damit dem natio­
nalen und friedliebenden Deutschland einen Samme1punh-t 
und ein mobilisierendes Zentrum gab. 

" Im Kampf gegen die drohende Abspaltung der. 'Ye~tzonen 
vom deutschen Nationalverband entstand auf Imttattve der 
SED im Herbst 1947 in ganz Deutschland die von der Arbeiter­
klasse geführte Volkskongreßbewegung für Einheit und ge­
rechten Frieden." (Grundriß, a. a. 0., S.155) 

Mit der Volh:skongreßbewegun,g für Einheit und gerechten 
Frieden begann der entschiedene Kampf gegen die destruk­
tive Politik der westdeutschen Bourgeoisie, die Aktivierung 
des deutschen Volkes für eine deutsche Initiative zur Lösung 
der deutschen Frage. Mit vollem Recht konnte der Präsident 
des Nationalrats, Prof. Dr. Dr. Er ich Co r ren s, in der 
Beratung des Nationalen Dokuments auf der 11. Tagung des 
Nationalrats am 25. März 1962 erklären : 

"Immer werde ich an diesen ersten Volkskongreß denken, 
der mich so sehr bewegt hat und der mir di.e Gewißheit gab, 
in einem Kreis von Männern und Frauen zu stehen, die für 
das neue, demokratische Deutschland wirken. Seitdem habe 
ich an allen Nationalkongressen der Nationalen Front, unserer 
großen patriotischen Volksbewegung, teilgenommen. Diese 
Kongresse waren Höhepunkte im patriotischen Kampf, Höhe­
punkte im Leben unserer Nation. Viele Bürger aus beiden 
deutschen Staaten haben an diesen großen Beratungen um 
das Schicksal Deutschlands teilgenommen. Auch wenn diese 
Kongresse schon der Vergangenheit angehören, haben sie doch 
eine tiefe Bedeutung für unsere Gegenwart und vor allem für 
unsere Zukunft; denn sie fanden auf dem Boden der DDR, dem 
ersten deutschen Friedensstaat, statt. Hier, in unserem Staat, 
wurde allem, was den Interessen der deutschen Nation dient, 
eine Tribüne zur offenen Aussprache gegeben, und diese ge­
schichtliche Tatsache und Wahrheit erfüllt mich als politisch 
denkenden Menschen mit Stolz auf das Land, in dem ich lebe 
und arbeite.tl 
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Ähnlich hat auch unser 1957 verstorbener Parteivorsitzendel" 
o t toN u s c h k e, 'wenn er auf die Jahre nach 1945 zurück­
blickte, stets den harmonischen Zusammenklang hervor­
gehoben, der den Ersten Volkskongreß charakterisierte. Ganz 
besonders unterstrich er die damals zum Ausdruck gebrachte 
Entschlossenheit, die Ziele des Volkskongresses weiterzuver­
folgen, und forderte auf, "unermüdlich und eisern zu wirken, 
das deutsche Volk zu wecken und zu mahnen, das von den 
Vätern überkommene köstliche Gut der Einheit sich kämpfend 
zu erhaften". 

Kaisers Verrat 30m GrüDdungsaufrul 
Für die Mitglieder der enu beinhaltete der Einsatz für den 

Volkskongreß ein Bel\:enntnis und zugleich einen Protest. Ein 
Bekenntnis nämlich zum Kampf für Einheit und Frieden: 
einen Protest aber auch .gegen die Preisgabe der Grundsätze 
des Gründungsaufrufs unserer Partei und .gegen den Miß­
brauch christlicher Menschen durch die damalige reaktionäre 
Parteiführung mit Jakob Kaiser an der Spitze. 

Hartnäckig widersetzte sich Jakob Kaiser der Teilnahme am 
Volkskongreß, bemüht, alle Mitglieder, die seine Haltung 
nicht billigten, zu diffamieren. So stürmte er - nach einem 
Ausspruch Otto Nuschkes - gegen den Volkskongreß beinahe 
noch wütender an als gegen den Marxismus. Damit desa­
vouierte Jakob Kaisel" zugleich seine bisherige Haltung in der 
zweijährigen Parteiführung. In dieser Zeit hatte auch er einige 
grundlegende Umwälzungen gebilligt, so z. B. die Bodenreform 
und die Enteignung der Kriegsverbrecher. Jedoch war das 
nicht ehrlichen Herzens erfolgt, sondern diente, wie es sich 
nunmehr in aller Deutlichkeit zeigte, nur dazu, in arglistiger 
Täuschung die Mitglieder irrezuführen, um sich Machtpositi0-
nen zu sichern, die er nach dem Anbruch "besserer" Zeiten in 
seinem Sinne zu nutzen gedachte. Dabei ging er davon aus, 
daß unter seiner Führung die CDU zu einem Sammelbecken 
reaktionärer Kräfte entwickelt worden war, die mit neuen 
Methoden die Politik der ehemaligen Harzburger Front auf 
der Grundlage eines neuen Antikommunismus fortzuführen 
gedachten. 

Die Gelegenheit, den Bruch mit seiner bisherigen Politik zu 
vollziehen, glaubte Jakob Kaiser gekommen, als die West­
mächte im Zuge des kalten Krieges auch die Zusammenarbeit 
der bürgerlichen und der kommunistischen Parteien, die sich 
während des Hitlerkrieges in vielen Ländel71 herausgebildet 
hatte, aufkündigten. Plötzlich wurden Meinungsverschieden­
heiten über religiösen Fragen, die während der schweren Not­
lage nie die Zusammenarbeit gestört hatten, in den Vorder­
grund gerückt und zu Hindernissen jeder Zusammenarbeit mit 
Marxisten aufgebauscht. 

Tatsächlid1 waren es jedoch nicht die Differenzen über die 
letzten Dinge, unterschiedliche Auffassungen der Christen und 
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Marxisten in Fragen des Glaubens, der Weltanschauung, die 
damals die Welt bewegten und die Gemüter entzweiten. Was 
den VÖlkern auf den Nägeln brannte, war die Sorge um den 
Frieden das ~ntsetzen über eine gefahrdrohende politische 
Wende,' die wenige Jahre nach einem Weltkrieg, in dem 
30 Millionen Soldaten und 24 940 000 Nichtkombattanten den 
Tod gefunden hatten und 6 :M:illionen Juden ver:gast w9rden 
waren, die Völker erneut auf den Weg des Kneges fuhren 
mußte. 

Dagegen verlangten die Völker Schutz, und zwar s?wohl im 
Westen als auch im Osten. Und in der Abwendung dieser Ge­
fahren konnten Chlisten und Marxisten nur wiederum Schul­
ter an Schulter kämpfen, wie in den Jahren des Leids und des 
Martyriums in den KZs und innerhalb der ,weltv:eiten anti­
faschistischen Front, weil der Frieden ihnen gleichermaße~ 
am Herzen lag: - den Marxisten, weil sie eine neue Welt, freI 
von Krisen und Kriegen, aufbauen wollten, den Sozialismus, 
_ den Ohristen, weil sie, endlich ihrem Gottesauftrag fol~end, 
ihre ganze Kraft zusammen mit allen Menschen guten Willens 
für wahren Frieden, echte Völkerverständigung und eine 
sozial gerechte Ordnung einsetzen wollten. 

Aber schon gingen wieder Zwietracht, Machtstreben und 
Reaktion durch das deutsche Land. Damals schon, also noch 
vor der Währungsspaltung, wurde Westberlin von den 
Reaktionären eine besondere Mission übertragen. Es sollte 
Pfahl im Fleisch einer deutschen Demokratie 
werden die im Gebiet der sowjetisch besetzten Zone alle not­
wendig~n Ansätze zu einer zukunftsträchtigen Entwicklung, 
anders als das Vorzeichen der Weimarer Zeit, !bereits deutlicl1 
erkennen ließ. 

Frontstadt Westberlin 

Mit dem Rückhalt an Westberlin, so war einer Rede Jakob 
Kaisers vom 10. Januar 1948, die er vervielfältigt in das ganze 
Land versandte, zu entnehmen, glaubten die reaktionären 
Kräfte in der damaligen sowjetischen Besatzungszone, einiges 
riskieren zu können. Mit dem Satz: "Berlin fiel die härtende 
und stärkende Aufgabe zu; Berlin hatte die Aufgabe der 
Wachsamkeit" nahm Jakob Kaiser bereits die Mission der 
Fr 0 n t s t a d t vorweg. Denn auch die hatte ja zum Inhalt 
die Irreführung, die Zersetzung, die Sabotage, die ständige 
Beunruhigung und Störung des Lebens in der DDR. 

Eine besondere Auigabe hatte nun einmal Berlin auch nach 
den Auffassungen, welche wir in den Leitungen der Zentral­
verwaltung unserer damaligen Zone vertraten. Dafür ein 
Beispiel: Die Bekämpfung der Tierseuchen in allen Teilen 
Deutschlands stellte uns immer wieder vor komplizierte 
Probleme, weil in den einzelnen Zonen ohne gegenseitige 
Orientierung und Koordinierung von Bekämpfungsmaß-
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• nahmen gearbeitet wUt"de. Ich ließ damals als einer der Vize-
präsidenten der Deutschen Zentralverwaltung für Land- und 
Forstwirtschaft, da ich die Verantwortung für die Tierzucht 
und das Veterinärwesen trug, eine .. I n t erz 0 n ale Ve t e­
rinärkonferenz " in der Zeit zwischen dem 14. und 
16. Oktober 1947 nach Berlin einberufen. Es sollte vor allen 
Dingen auch darüber beraten werden, im Interesse einer 
wirksamen Tierseuchenbekämpfung die Erfahrungen aller 
vier Zonen einschließlich der Statistiken an einer zentralen 
Stelle in Berlin vierzehntäglich auszutauschen. 

Die Mehrzahl der Delegierten - leitende Persönlichkeiten 
der Veterinärämter aller vier Zonen - war dafür; doch 
schlugen westdeutsche Delegierte mit großer Beharrlichkeit 
und a llen möglichen Ar:gumenten in der Aussprache vor, sich 
nicht auf Berlin festzulegen, d e Jl Na m e n Bel' 1 i n vi e 1 -
mehr im einschlägigen Beschlußentwurf zu 
s t r eie h e n. Gegen dieses Ansinnen habe ich mich u. a. mit 
folgender Erklärung gewandt: 

"Ich würde bitten, das Wort Berlin stehenzulassen. Denn wil" 
wollen dem Kontrollrat sagen, daß wir uns zu einem einheit­
lichen Deutschland bekennen, dessen Hauptstadt doch se1bst­
ver'Ständlich wieder Berlin ist, - ohne jedes Ressentiment nach 
der einen oder anderen Seite. Hier wird um .die Einheit Deutsch­
landB im wahrsten Sinne des Wortes gerungen. Und wir waUen 
dem Kontrollrat Lösungen konstl'l,lktiver Art vorlegen, die das 
auch zwn Ausdruck bringen." 

Die A'bstimmung er-gab dann drei Stimmen gegen Berlin, 
während 38 Delegierte für Berlin stimmten. - Dieser an sich 
belanglos erscheinende VOI'lgang charakterisiert die unter­
schiedlichen Auffassungen in der Frage der Erhaltung der 
Einheit Deutschlands. Für WlS jedenfalls .galt es, alles zu tWl, 
um jede Entzweiung zu verbinder,n, auch unter.slem Gedanken 
der Bedeutung Berlins als der Ha u pt stad t D eu tsc h ­
la n d s. 

So bekämpften wir alle Bestrebungen, die darauf ,gerichtet 
waren, Berlin zu "ersetzen", seiner nationalen Mission zu ent­
kleiden und seiner zentralen Stelle zu entheben, um dafür 
einen Teil der Stadt in einen Brückenl<Opf des kalten Krieges 
umzuwandeln. 

Einen Toast auf den Krieg 

\Vährend Jakob Kaiser seine politische Taktik mit west­
deutschen Parteiführern, z. B. mit Joseph Müll er, der -denn 
auch bereit war, die gesamte Verantwortung für den Kurs 
Ka-isers zu übernehmen, und noch mehr mit den Vertretern 
der amerikanischen und der britischen Besatzungsmächte, Lord 
Pa kenh am und den Generalen el ay und Ro bertson , 
abstimmte, ja sich sogar darauf zu berufen wagten, daß sie 
selne Handlungen billigten, mied er dagegen die eigene Be-
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sat~ungsmacht und noch mehr die Fühlungnahme mit den Vor­
sitzenden der damaligen L~ndesverbände und offene, ein­
deutige Aussprachen darüber innerhalb der Parteileitung. 
Dafür hatte er nur seine engsten Vertrauten und Mitwisser 
ausersehen, unter ihnen die Herren Sc h rei b er , L em m er 
und K r 0 n e. Haltung und Wille der großen Mehrheit der 
Partei waren ihm gleichgültig. 

So verspielte Jakob Kaiser leichtfertig und böswillig das 
große Vertrauen, das ihm entgegengebracht worden war. 
Etappen auf diesem Weg waren die Aufkündi,gung der 
B 1 0 c k pol i t i k am 12. J,uli 1947, der unentwegte Wider­
stand gegen die von der überwiegenden Mehrheit der weib-' 
lichen Mitglieder der eDU gewünschte Mit a r bei t i Fn 
DFD . ferner die Propagierung des Marshall­
pI ans, mi t dem <iie USA EW'opa sich dienstbar machen 
wollten. 

Als Jakob Kaiser schließlich angesichts des Widerstandes 
der .Partei gegen seine Politik bei unverminderter Ablehnung 
der Volkskongreßbewegung durch die Parteiführung den Mit­
gliedern sozusagen pr i v a tim die Teilnahme freistellte, 
mutete das jeden Unvoreingenommenen wie eine Groteske 
an. Eine Parteiführung, die die Haltung zu den nationalen 
Schicksalsfragen, zur deutschen Einheit ·und zum Frieden, als 
Plivatsache ihrer Mitglieder betrachtet, ist gewiß politisch 
nicht mehr ernst zu nehmen. 

So war die Politik Jakob Kaisers völlig gescheitert. Die Mit­
glieder der eDU konnten ihm auf seinen den Gründungsaufruf 
zuwiderlaufenden Wegen nicht folgen. Nicht nur, daß Jakob 
Kaiser sich daru hergegeben hatte, in der damaligen sowje­
tischen Besatzungszone -die Politik der USA zu betreiben, hatte 
er außerdem noch das Vertrauen durch Indiskretianen, 
Agentendienste für die Ameril{aner und Provokationen 
zerstört. 

Es war ein peinliches Erlebnis für uns alle, als Jakob Kaiser' 
anläßlich eines Empfangs bei Oberst Tulpanow im Haus der 
Deutsch-Sowjetischen Freundschaft in Berlin sein Glas auf 
die baldige Wiederherstellung der ehemaligen Ostgrenzen 
erhob. Es war eine Provolmtion, die der Sowjetunion einen 
Treubruch empfehlen sollte und die Preisgabe einer Außen­
politik, die sie von ihrer ersten Stunde an konsequent inne­
gehalten <hatte, ausgelichtet auf die Sichelmng des Welt­
friedens. Es war ein Toast auf den Krieg , - eine 
schmutzige Herausfordel.u·ng, mit der Jakob Kaiser sich der 
Sowjetunion, den .gesamten Parteien in unserem Raum, unse­
rer friedlichen politischen Konzeption und dem Gründungs­
aufruf der eDU entgegengestellt hatte. 

Oberst Tulpanow wies mH kühlen, aber unmißverständ­
lichen Worten Jakob Kaiser hart in die Schranken und endete 
ganz kurz mit der Frage. die zugleich eine eindeutige Ant-
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wort war, die Jakob Kaiser erbleichen ließ: "Sie sind sich 
doch klar darüber, Hen' Jakob Kaiser, daß I'hre Forderung 
Kr i e g bedeutet!" - Diese Antwort war für uns alle ebenso 
deutlich nach dem Westen gerichtet. 

Von diesem Augenblick an war für uns Jakob Kaiser ein 
toter Mann. 

Dieses Geschehnis war kein Zufall oder ZwJschenfall, son­
dern vielmehr Ausdruck der Gesamtkonzeption Kaisers, ein 
weiteres Zeichen für seine Übereinstimmung mit den reaktio­
nären Kräften in Westdeutschland. Denn die dachten genauso 
und hatten deshalb mit wohlwollender Unterstützung durch 
die Westmächte den Revanchismus zu neuem Leben erweckt. 

So bewahrheitete sich an Jakob Kaiser als er s t e m das 
Wort Otto Nuschkes, nach dem der Volkskongreß für alle 
Parteien und Personen die große K 0 n t roll ins t a n z in 
der Haltung gegenüber den großen Daseinsfragen unseres 
Volkes bildet. Die gleichen Personen, die sich 1947 dem Volks­
kongreß widersetzten, haben sich später auch jeder anderen 
deutschen Initiative für die friedliche Lösung der deutschen 
Frage widersetzt, haben auch später national versagt, ja, sich 
des nationalen Verrats schuldig gemacht. 

Wie sehr sie damit als Befehlsempfänger fremder Mächte 
handelten, zeigte Jakob Kaiser, indem er in einer Sitzung des 
antifaschistisch-demokratischen Blocks die Änderung seiner 
Haltung ausdrücklidl damit "begründete", daß Lord 
Pak e n h a m einen solchen Kurswechsel angeraten habe. 

ill. Unsere Entscheidung fiir Deutschland 
Scheidung der Geister 

Als am 6. Dezember 1947 in Berlin der Erste VOlkskongreß 
eröffnet wurde, zeigte sich sogleich, daß Jakob Kaiser den 
politischen Willen der Partei nicht mehr repräsentierte. Es 
waren nicht einzelne Mitglieder der CDU, die sich in Berlin 
eingefunden hatten, sondern eine nach Namen und Zahl starke 
Delegation aus dem gesamten Land. 

Insgesamt nahmen 2215 Delegierte an den Verhandlungen 
teil, davon 1551 aus der heutigen Deutschen Demokratischen 
Republik und 664 aus Westdeutschland. An sich wäre die Zahl 
der Westdeutschen noch größer gewesen, wenn nicht so vielen 
von ihnen die Pässe verweigert worden wären. 

Von den damaligen Parteien deI' Zone entfielen auf die 
SED 651 Delegierte, auf die CDU 219 und auf die LDP 253. 
Ferner waren die KPD durch 242 und die SPD durch 91 Dele­
lierte vertreten. Parteilos waren 372 der Anwesenden. Die 
Massenorganisationen, also der FDGB, die FDJ, die VdgB, 
der DFD, die VVN und der Kulturbund, hatten insgesamt 
440 Mitglieder entsandt. 
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Zu den Delegierten der CDU gehörten die Vorsitzenden der 
Landesverbände, ferner Otto Nuschke, Dr. Lobedanz, 
unser heutiger Partei vorsitzender August Ba eh, Gerald 
Götting, Fritz Burmeister, Ganter -Glilm ans, 
Otto Fr e i tag, der frühere Reichstagsabgeordnete Friedrich 
Hillebrand, Arnold Gohr, Kar! Grobbel und ich 
6elbst. Keiner von uns fühlte sich als Privatperson, als ein 
politisches Neutrum. Im Gegenteil, als bestimmend für unsere 
Mitarbeit empfanden wir den Gründungsaufruf unserer CDU. 
die Verpflichtung, bis zum letzten auszutilgen, was die unge­
heuren Blutopfer zwJschen 1933 und 1945 und das nachfolgende 
namenlose Elend verschuldet hatte, "und nichts zu unterlassen, 
das die Menschheit künftig vor einer solchen Katastrophe 
bewahrt". 

Unser Weg in den Volkskongreß entsprach der einstimmigen 
Auffassung, die sich bereits am 19. und 20. April 1947 anläß­
IJich einer Zusammenkunft der Vorsitzenden der 
L 'andesverbände in Halle in der Diskussion über die 
politischen Grundfragen ergeben hatte. Schon damals war 
die Zusammenarbeit mit der Sowjetunion erneut bejaht wor­
den unter besonderer Würdigung der Perspektiven, die sich 
hier für die gesamte deutsche Wirtschaft ergaben. Einmütig 
hatten die Vorsitzenden der Landesverbände dem Willen der 
Partei dahin Ausdruck gegeben. Deutschland unbedingt aus 
dem kalten Krieg herausZ<ulassen. Mit tiefer Besorgnis er­
füllte sie das westdeutsche Eingehen auf den Marshallplan. 
Im Bewußtsein der Verantwortung gegenüber Deutschland 
hatten die Vorsitzenden der Landesverbände nachdrücklich 
die Gefahren hervorgehoben, die sich durch die Entwicklung 
in Westdeutschland für den Zusammenhalt Deutschlands er­
gaben. Bei dieser Zusammenarbeit war noch einmal die Not­
wendigkeit einer sozialen Umgestaltung Deutschlands äli vor­
dringlich und übereinstimmend mit dem Geist des Gründungs­
aufrufs unterstrichen worden. Angesichts der Eigenmächtig­
keiten, die sich Jakob Kaiser in zunehmendem Maße heraus­
nahm, war in Halle auch noch die Forderung nach einer 
stärkeren Einschaltung der Landesverbandsvorsitzenden bei 
der Willensbildung der Parteiführung gefordert worden. 

In den Tagen des Volkskongresses nun bekamen die Landes­
verbände von Jakob Kaiser zu hören, daß er zwar die Stärke 
der nationalen Bewegung, wie sie im Volkskongreß zum Aus­
druck kam, falsch eingeschätzt habe, trotzdem aber sollte die 
Partei sich nach wie vor dem Volkskongreß versagen. Das 
aber lag uns allen völlig fern. Wir -dachten nicht daran, vor 
dem Willen eines einzelI;).en zu l.:apitulieren, sondern wir 
handelten als Demokraten und bekräftigten unsere nationale 
Verantwortung durdt unsere persönliche Entscheidung. So 
entfalteten wir zw' Vorbereitung und Durchführung des 
Volkskong1'esses, dessen Präsidium auch Otto Nuschke ange­
hörte, eine rege Mitarbeit. 
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Heute nach rund 15 Jahren, halte ich es für erford~rlich. 
kw'z da~zustenen, wie wir zur damaligen ~eit die. natlonale 
Frage beurteilten, die gefahrdrohende EntwIcklung 1m Westen 
unserer Heimat bereits erkannt hatten und welche For~e­
rungen sich daraus ergaben. Ich selbst versuchte vor der EIO­
berufung des Volkskongresses, alle diese Gesichtspunkte in 
der nachfolgend in wesentlichen Teilen abgedruckten Rede 
vor rund 400 Mitarbeitern der Zentralverwaltungen dar­
zustellen: 

Seit der Aufforde rung zur Tceilnahme am Volkskongreß mehren 
si~ täglich in einer gewissen Presse kritische Stimmen. über den 
für den Kongreß gewählten Zeitpunkt. Der Kongreß w.~r-d als. zu 
spät, als zwecklo.s bezeichnet. - Wir können demgegenuber m~t 
deutlich genug kundtun, -daß dem alten, morschen und -dem Naz~­
mus verfallenen Deutschland gegenüber ein neues Deutoschland 1m 
Werden ist, das heute, 21f2 Jahre nach dem ZUlSammenb~u~, durch 
überzeugte AntHaschisten, echte Demokraten, fortschntthch den­
kende Männer und Frauen verkörpert wird - Männer und Frauen, 
neben denen Millionen unseres Volkes stehen. Daraus leiten wir 
die Berechtigung ab, einen derartigen Kongreß auf breitester Basis 
durchwführen. Deshalb haben wir seine Einberufung auf das 
wärmste begrüßt. 

Z w e i Fra gen stehen im Mittelpunh-t des Kongresses: die 
Einheit Deutschlands und der gerechte Frieden. 
Gerade wir in den Zentralverwaltungen kennen die außerordent­
lichen Schwierigkeiten, die unserer Arbeit dauernd entgegenst~hen, 
und zwar durch die Uneinheitlichkeit, nach der in den verschicde­
nen Zonen der Aufbau betrieben wir-t"l. Durch die Zoncngrenzen 
drohen da und dort absolut verkrampfte Lösungen, die in den 
einzelnen Ländern praktisch gar nicht gelöst werden können. 

Aus dem Ruf nach einer Einheit Deutschlands envachsen uns 
Verpflichtungen im Innern Deutschlands und nach außen hin; im 
Innern gegenüber dem Volk, das das traurige Erbe Hitlers. a~­
getreten hat und nun auskosten muß. Es gilt hier in erster Llme, 
dem harten Existenzkampf unserer Jugend, unserer Frauen und 
:::ler Alten zu steuern und darüber hinaus den nazistischen Geist 
zu über\'1inden. Gegenüber den anderen Nationen, denen Zer­
störungen und Verwüstungen bereitet wurden, über deren Ausmaß 
bei nicht wenigen auch heute noch keine Vorstellungen beste~en, 
erwächs t die Verpflichtung der Wiedergutmachung und darub~r 
hinaus der wirklichen Bere itschaft zu ehrlicher Zusammenarbelt 
durch die Tat. 

Auf die Gefahl'. die aus der .lUgenblickJichen Zerrissenheit 
Deutschlands bezüglich des Auseinanderlebens bis in die 
engste Famili e hinein sich ergeben, sei besonders hin­
gewiesen, außerdem auf die Gefahr der einseitigen :seeinfl~~ung 
weiter Kreise des Volkes woraus der Geist der V.ernemung Fruchte 
trägt. indem er Haß statt Liebe predigt und Zwietracht statt Ein­
tracht. Nicht umsonst wurdc in diesen Tagen wiederum das Wort 
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geprägt, daß der Kongr.eß wahrmachen möge, was das Wort sagt: 
,Der deutschen Z,vietracht mitten ins Herz! ' 

Dieser Gehst der Verneinung ist aber auch der beste Nährboden 
einer antiöstlichen, antisowjetiscben Propaganda, wodurch die Ge­
fahr immer stärker wird, den T ren nun g ss tri c h mitte n 
dur c h die Na t ion zu ziehen. Es ist bereits soweit, daß man 
sich im Westen nicht scheut, die Qstzono da und dort einfach ab­
zuschreiben. Gerade deshalb unserc Verpflichtung, zu zeigen, daß 
wir hier in der Ostzone d e u t s c h den k e n , f ü h I e n, h a n -
deI n. 

Es ist der Zp.itpunkt gekommen, daß w.irkliche Patrioten in letz­
ter Minute die Gefahr aufzeigen. Es ist bezeichnend, .daß aber ge­
rade diese Männer -und Frauen aus unserem Volke von einer ge­
wissen Presse geflissentlich diffamiert werden. Nur solche Männer­
und Frauen, sokhe Patrioten werden "für ein einiges, einheitliches 
Deutsdlland die richtigen und berufenen Sprecher der Völkerver­
ständigung sein. Denken Sie dabei an die Völker, die uns umgeben 
und mit denen wir wieder in Beziehungen jeder Art tr.eten müssen. 
Es sind im Osten nicht nur Russen, es sind ebenso die Tschechen. 
Polen, Ungarn und die Völker Südosteuropas - gerade zu diesen 
Völkern will man uns in schärfsten Gegensatz bringen, wenn man 
- wiederum in einer gewissen Presse - besonders unterstreicht, 
daß sie unter einer ver-derblichen Einflußsphäre des ,sowjetischen 
Reiches' stünden. 

Alle diesc Fragen lassen sich nur auf einer einheitlichen Grund­
lage für ganz Deutschland richtig erörtern und richtig lösen. Dazu 
brauchen wir Männer mit klarem, nüchternem und realem Sinn, 
die Deutschland als unsere Heimat, aber auch die großen Zusam­
menhänge Europas und der Welt zu sehen v.ermögen. Deshalb leh­
nen wir doktrinäre Fanatiker und Hysteriker ab, aber auch solche 
Politiker, die mit billigen Mitteln versuchen , eine Demonstration 
herauszufordern! Stimmung zu machen ist leicht; aber politische 
Verpiiichtungen, die einmal ausgesprochen sind, zu ha lten, ist dop­
pelt schw,er. Dazu eignen sich in erster Linie Männer aus dem 
Volke. J 

In diesem Zusammenhang mögen die Versuche aufgeführt wer­
den, zu einer nationalen Vertretung noch vor der Londaner Konfe­
renz zu kommen. Ich nenne hier zunächst den Versuch, eine natio­
nale Repräsentation zu bilden, wie sie Jakob Kaiser bilden wollte. 
Er ist zweifellos an der Verbissenhe it und nicht zuletzt auch an 
der politischen Inkonsequenz Schumachers gC\Scheitert. 

Da ist ein weiterer Versuch, der unter dem Namen des ,F r je­
den s bur g - Kom i tee s' wohl allseitig bekannt sein dürrte. 
Hier hat sich zweifellos ein beachtliches Gremium hoher deutscher 
Intelligenz zusammengefunden, ein Gremium, das -durchaus in -der 
Lage ist, gewisse Erfolge zu erzielen. Aber wenn es trotzdem bis­
her zu keinem abschließenden Ergebnis gekommen ist, ,so deshalb. 
weil dieses Gremium 0 h n e das V 0 I k zusammengesetzt ist, ohne 
die beru [ensten Vertreter der breiten Masse unserer Arbeiter, An-
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gestellten, unserer Bauern; das Gremium ~d voraussichtlich des­
halb auch zu keinem Erfolg kommen. 

Ferner erinnere ich an den Versuch, der etwa vor acht Tagen 
noch einmal gemacht wurde, als sich die maßgebenden Männer 
der Blockparteien 'UIlSerer Zone zusammensetzten. um unter ~iner 
einheitlichen Devise unser Volk zusammenzuführen. Auch dieser 
Versuch ist gescheitert; er ist an der LDP und an einzelnen Persön­
lichkeiten d.er CDU gescheitert. Ich scheue mich nicht, als CD~­
Mann meine Stellungnahme zu sagen. Die Gründe für das ScheI­
tern scheinen größere und tiefere zu sein als nur die Rücksicht­
nahme auf süddeutsche Auffassungen, wie sie von Männern der 
CSU zum Ausdruck gebracht wurden und denen gegenüber Jakob 
Kaiser soweit ich orientiert bin, gewisse Zusagen gemacht hat. 
Die Fo'lge davon war, daß das Zustandekommen einer einheitlichen 
Vertretung an taktischen Erwägungen scheiterte, die ihre Grund­
lagen wohl nicht zuletzt in einer Orientierung nach dem .~e~ten 
und Süden haben, die unter dem Gesichtspunkt der Verhäl~russe 
in unserer Zone gq.r nicht entscheidend und unter dem GesIchts­
punkt einer gesamtdeutschen Lösung erst recht nicht entscheidend 
sein dürften. 

Sie sahen aus dieser Äußerung: Ich scheue mich in diesem Zu­
sammenhang auch als CDU-Mann nicht. mir die Unabhä~gigk~it 
meines demokratischen Handeins zu bewahren. Ich weIß mIch 
darin einig mit einer großen Zahl von Männern und Frauen gerade 
innerhalb unserer CDU. Es gibt Augenblicke. in denen es weder 
ein Wenn noch ein Aber geben darf, wo es letztlich auf die o5ofoI'­
tige klare Entscheidung ankommt. Deshalb entschied ich ~ich ~ür 
Mitarbeit an der Vorbereitung zum Volkskongreß und für seme 
Ziele. Ehrlich gesagt - in dieser ernsten Stunde liegt mir Deuts~­
lands Zukunft mehr am Herzen als vielleicht Punkte eines Partel­
programms, das auch Wandlungen unterworfen sein kan~. Damit 
fasse ich zusammen: Die Auffassung einzelner, auch fuhrender 
Männer der CDU können mich nicht daran hindern zu handeln. 
Eben hier mache ich einmal ganz deutlich von meinem demokrati­
schen Recht Gebrauch. 

Und nun kam also die Einberufung zum Volk5kongreß. Wenn 
die Initiative hier - und das muß zugegeben werden - von der 
SED ausgegangen ist, 50 ist das allein kein Grund, de~ Kongre~ 
abzulehnen; im Gegenteil wird eine Basis geschaffen, 1Sl~ z~sam­
menzuftnden, ohne Unterschied der Parteien und Orgarusabonen, 
der Kirchen oder einze1ne~ Berufsgruppen. Wenn dagegen an­
gegangen wird, 50 sind das Feinde der Einheit, vor allem auch 
innerhalb Deutschlands - so schmerzlich es klingen mag -, man 
muß es offen aussprechen - Feinde Deutschlands innerhalb 
Deutschland. 

Vernehmen wir nicht täglich die zielsichere • .sehr deutliche 
Sprache des sowjetischen Außenministers in London, der. schon 
wiederholt derartige Tendenzen aufgedeckt hat? Lesen WlT . aber 
auch mit o:!1enen Augen im Spiegelbild unserer Berliner Presse 
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aller Schattierungen, und niemand kann zweifeln: wir finden darin 
gewisse Mächtegruppen, die an der Einheit Deutschlands über­
haupt kein Intere&Se zu haben scheinen. Sie sind vielmehr an 
einem geteilten Deutschland höchst interessiert, dessen eine Hälfte 
dann ab g es ehr i e ben werden soll, dessen andere Hälfte aber 
7.UIn Vorfeld gegen die Sowjetunion ausgebaut wer­
den könnte, was ja nicht gerade so uneben in den Plan der anti­
kommunistischen Propaganda hineinpaßt. Nur ein Beispiel, das 
schlagartig ctie Situation aufzeigt: Es handelt sich um die Ver­
sammhmg deutscher Generale und Stabsoffiziere in dem Lager 
A 11 end 0 r f , in dem man angeblich unter Leitung von General 
Hai der die deutsche Kriegsgeschichte schreibt. In Wirklichkeit 
dürften dort die deutsch~n Kriegserfahrungen im Dienste einer 
tremden Macht ausgewertet werden, und die Offiziere können da­
bei ihrer alten militärischen Lust am soldatischen Spiel und ihrem 
militäri5chen Abenteurertum frönen, das uns bereits nach 1918 und 
während des Ritler-Regimes in das Verderben gestürzt hat. 

Zu den Feinden im Inneren .gehören aber auch diejenigen, die 
gnmdsätzlich gegen jede Art von Sozialisierung der Banken und 
der Schlüsselindustri.en eingestellt sind, weil sie auf ihre persön­
lichen hohen Verdienste nicht zugunsten eines verarmten Volkes 
verzichten wollen. In einem einheitlichen Deutschland werden wir 
aber zur steuerung des Massen-Elends und z~ Erneuerung un­
serer gesamten deutschen Wirtschaft auf diese Maßnahmen nach 
einheitlichen Gesichtspunkten niemals verzichten können. 

Ich erinnere an die Feinde innerhalb des Großagrariertums uns! 
eines wohllebigen Besitzadels, die selbstverständlich gegen ein 
ei.nheitliches Deutschland sind, weil sie nur dort leben köml'en, wo 
ctie Bodenreform nicht durchgeführt wird, also dort, wo gegen die 
Potsdamer BeschlUsse auch heute, nach zwei Jahren, noch ver­
stoßen wird. 

Wir kämpfen also gegen nicht unbedeutende Feinde auch inner­
halb Deutschlands, die man immer wieder anprangern muß. da 
sie verständlicherweise unsere Forderungen nach einem einheit­
lichen Deutschland auf dem Kongreß niemals unterstützen werden. . 

In diesem Zusammenhang gehören genauso zu den Feinden einer 
deutschen Einheit alle diejenigen, -die die öffentliche Meinung über 
die Ostzone systematisch vergüten, das Gespenst einer ,Paulus­
Armee' in Rußland an die Wand malen, dem Nationalkomitee 
,Freies Deutschland', das es heute nicht mehr gibt, eiI\e geheimnis­
volle Bedeutung beilegen, Antifascltisten sogar offen bekämpfen, 
bedrohen. unterdrücken, dagegen aber PGs aller Funktionsgrade 
verhätscheln und aus der Ostzone geflüchtete Pg-VeI"brecher in 
den Westzonen zu ,verfolgten Opfern' stempeln. 

Zu dem Tpgespunkt bezüglich eines gerechten Friedens stelle ich 
zunächst die Frage: Droht etwa ein ungerechter Friede? Der bis­
herige Verlauf der Londoner Konferenz ist noch längst nicht ge­
eignet, die dunkle Wolke zu zerstreuen, ctie über Deutschland sich 
breitet ... Ganz abgesehen davon: Es gibt nur ejnen ger e c h te n 
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Frieden oder k ein e n Frieden, denn ein ungerechter Frieden ist 
ein Diktat - in irgendeiner Form. 

In der heutigen Tagespresse finden Sie Formulierungen des 
sowjetischen Außenministers, die die London~ Situation .. ~ag­
artig beleuchten. Er spricht von der Gefahr emer unertrag.lichen 
Erniedrigung für das deutsche Volk im Zusammenhang mit Be­
stimmungen, die Marshali und Bidault vorgeschlagen ?aben. Er 
sagt wörtlich: ,Wenn in <lie Verfassung Deutschlands eme solche 
Bestimmung aufgenommen werden sollte, würde Deutschland auf 
ewige Zeit von anderen Ländern abhängig bleiben.' Er führte 
weiter aus: ,Der Vor,schlag Manshalls und Bidaults läuft daraui 
hinaus, Deutschland von der Laune der Sieger abhängig zu machen 
und es in eine K 0 1 0 nie im Her zen Eu rap a s Zu verwan­
deln. Die Sowjetunion wünscht jedoch ein demokratisches, frie~­
liches Deutschland und nicht eine Kolonie der Sieger.' Was für 
'Schwerwiegende Gründe müssen den sowjetischen Außenminister 
veranlaßt haben, so zu formulieren! 

Das Weltgewissen regt sich, lind ich k~nnte Ihne~ bedeute~de 
Persönlichkeiten - Männer und Frauen - m FrankreJch, Amenka, 
Englancl nennen, die unsere Hoffnungen lind Wünsche, unsere. Be­
sorgnis um Deutschland nicht nur verstehen, sondern auch. aus­
spreChen und unseren Lösungsvonschlägcn zustimmen. Zu diesen 
Zustimmungserklärungen außerhalb Deutschlands kommen gerade 
jetzt im Zusammenhang mit der Einberufung des V~~kskongresses 
die Zustimmungserklärungen aus dem Westen und Suden Deutsch­
lands selbst. Wir bemerken dies mit besonderer Freude; der Bann 
ist längst gebrochen. Zonengrenzen vermögen das Drängen qes 
deutschen Willens nicht mehr aufzuhalten. 

So wird der Volkskongreß ein Bekenntnis zu ehrlicher Völker­
verständigung ..sowohl .nach dem Westen als auch nach dem <?sten. 
Das einfache Volk will zu dem einfachen Volk der Nachbarlander 
sprechen. 

Hat der Kongreß Aussichten auf Erfolg? - Ja, er hat sie, gerade 
hier in der Ostzone. Hier in Berlin kommen die Vertreter aller 
Berufe unseres ganzen Volkes zusammen. Vcrtret.er des V0t.kes 
sprechen zu dem Volke und für das Volle Und dIes kann mcht 
mchr überhört werden. Ich erinnere in dem Zusammenhang an 
die Wirkung der großen Kundgebung im Kulturbund anläßlich des 
einseitigen Verbots. Sicherlich ist nicht zuletzt die Tatsache, daß 
selbst Bevin vor dem Unterhaus über den Kulturbund gesprochen 
hat, eine Folge dieser machtvollen Kundgebung. WeJ..·, von un~eren 
politischen Gegnern hätte an eine derartige Auswll'kung Jener 
Kundgebung geglaubt? 

Da der Kongreß die lebendigsten und aktivsten Kräfte der deut­
schen Menschen versammelt, wird er zugleich ein Ausdruck der 
Umwandlung eine!' deutschen Geisteshaltung vergangener Jahr­
zehnte sein eine Umwandlung hin zu weiterer friedliebender und 
friedfertige~ Gesinnung und damit zur überwindung nazistischer 
Ideologie und aller ihrer verderblichen Spielarten. 
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... die Vorgänge auf dem Gebiete der großen internationalen 
Politik lassen erkennen, wie eng Deutschlands Schicksal mit dem 
Schicksal Europas und der Welt und damit mit dem Weltfrieden 
verbunden ist. Gerade aber das Wissen um diese Tatsache wollen 
auch wir auf dem Volkskongreß bekunden. Der von uns ersehnte 
gerechte Frieden wird unter den Auswirkungen entgegenstehender 
Kräfte nur dann zustande kommen, wenn alle, die guten Willens 
sind, daran mitarbeiten. 

Unser Volk muß überzeugt sein, daß es erfüllen kann, wozu es 
sich verpflichtet hat, daß es aber auch die Möglichkeit hat, sein 
Leben wieder gut zu gestalten. So wird es in erster Linie auch 
eine Frage sein, welche Männer und Frauen unser Volk zu ver­
treten haben; denn diese Männer und Frauen werden Vertrag~­
partner in Vertretung des Volkes sein, Die Forderungen nach einer 
zen tr ale n D e u ts ehe n Re g i-e ru ng als Ausdruck einer 
deutschen Einheitlichkeit ist nur allzu natürlich. Lassen Sie uns da­
her eine Resolution fassen, die das zum Ausdruck: bringt, lassen Sie 
uns Männer und Frauen wählen, die die hohe deutlscheSache würdig 
und tatkl'äftig vertreten können. Glauben Sie mir, die Stimme 
eines friedliebenden, demokratischen Deutschlands, die Stimme 
eines Deutschlands, das bereit ist, nicht nur zu lSülmen, sondern 
das ebenso bereit ist, zum Wohle der Menschheit mit seinen besten 
Kräften ohne allen Dünkel, ohne überheblichkeit in fortschritt­
lichem Geist zu arbeiten, dieses unser Deutschland wird in London 
gehört und verstanden werden!" 

Die entscheidende Frage 

Als ich im Plenum des Volkskongresses den Antrag auf die 
Bildung eines S t ä n d i gen Aus s c h u s ses einbrachte 
und begründete, stellte ich in Übereinstimmung mit der 
Haltung der übrigen Kongreßteilnehmer aus den Reihen der 
cnu ausdrücklich klar, daß ich nicht als Privatmann spreche 
oder als Vertreter der Deutschen Zentralverwaltung für Land­
und Forstwirtschaft, sondern eben als Mitglied der Christlich­
Demokratischen Union: 

,,Man kann doch nicht eine Doppelstellung in der Politik haben. 
Es gibt nur eines: entweder ja oder nein. Und ich stelle fest: 
Die CDU ist hier sehr stark vertreten, man kann fast sagen, wie 
eine kleine Fraktion. Wenn die Mitglieder vorher gehört worden 
wären, clann wären sie heute vielleicht als Fraktion hier. Das 
ist das Ent.scheidende. Denn dieser Kongreß kann ·nur dann 
davon sprechen, daß er das Volk vertritt, wenn auch die CDU 
ganz und mit vollem Herzen dabei ist. Und, meine Damen und 
Herren, sie ist dabei. (Lebhafter Beifall.) 

Die bisher gehaltenen Referate haben eine Fülle von Problemen 
aufgerollt. Aber eine Frage wurde noch nicht konkret behandelt: 
Wie soll es aussehen, wenn der Kongreß zu Ende geht? Wie 
sollen diese Probleme tatsächlich realisiert werden? Aus diesem 
Grunde habe ich gebeten, zur Geschäftsordnung sprechen zu 
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dürfen, um hier einen Antrag einzubringen, den ich bitte, in 
den Kommissionen zwn Gegenstand ernster Besprechungen zu 
machen. Es handelt sich um folgendes : 
Im Mittelpunkt aller unserer Ar·beiten ooll der Gedanke stehen: 
Einheit Deutschlands und . gerechter Friede. Wir wissen, daß 
um diese Probleme sich seit zwei Jahren in Deutschland Männer 
aller Parteien 'Und Richtungen ernstlich bemühen. Wir lesen 
davon in den ver-scbiedensten Zeitschriften, wir hören davon 
in der Tagespresse, es wird in einzelnen Gruppen darüber da 
und dort in ganz Deutschland diskutiert. 
Heute ist zum ersten Male die Möglichkeit 
gegeben, daß alle diese Gruppen zusammen­
gefaßt werden, wenn sie nur guten Willens 
sind - wenn sie nur mitarbeiten wollen. 
Dafür Uit es notwendig, daß dieser Kongreß den Beschluß faßt, 
im Anschluß an seine Tagung ein ständiges Gremium einzu­
setzen, das 6ich nunmehr mit allen diesen Fragen dauernd be­
,schäftigt. Diesem Gremium muß ständig ein Sekretariat zur 
Seite stehen, das die Fäden überallhin biS in den letzten Wink.e.l 
Deutschlands spinnt und so den Kontakt mit allen Teilen des 
Volkes herstellt, um die Wünsche des deutschen Volkes in 
London konkret vert.reten zu können. Mein Antrag geht also 
dahin, daß morgen dieses Gremium gebildet wird und daß man 
ihm Mittel und Wege in die Hand gibt, ein ständiges Sekretariat 
zur Lösung dieser Frage einzurichten." 

Der Kongreß beantwortete diesen Antrag mit starkem Bei­
fall. Auf Vorschlag unseres späteren Präsidenten Wilhelm 
Pieck, vrorde der Antrag der Redaktionskommission über­
wiesen. ~ls er am nächsten Tag zur Abstimmung kam, fand 
er die einstimmige Zustimmung des Kongresses. 

So hat gerade unsere CDU Wesentliches zur Entwicklung 
der Volkskongreßbewegung und zur Festigung der pOlitisch­
moralischen Einheit· unseres Volkes beigetragen. Wir waren 
eben nicht als Be 0 ba c h te r in den Volkskongreß ge­
kommen, sondern, aufgeschlossen für die nationalen Auf­
gaben, gewillt, zu unserem Teil akt iv und k 0 n s t r u k­
ti v zur friedlichen Lösung der deutschen Frage beizutragen. 
Wir waren in der Tat alle mit dem Herzen dabei, 
durchdrungen von der Gewißheit, damit auch , zur Verwirk­
lichung der Grundsätze des Gründungsaufrufs vom 26. Juni 
1945 beizutragen. 

Friede - Fortschritt - Einheit 
Zugleich waren wir uns klar über den engen Zusammen­

hang zwischen einer fortschrittlichen Demokratie, wie sie sich 
bei uns entwickelte, und der zentralen Aufgabe der Sicherung 
des Friedens. Es galt, die Lehren der deutschen Geschichte 
zu beherzigen, die es uns zur Gewißheit machten, daß mit den 
alten, reaktionären Gewalten ein neues Deutschland im 
Frieden nicht aufzubauen war. 
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Aus ,diesen Erwägungen heraus übergab ich dem Kongreß 
ein Expooe, das gerade auf diese Zusammenhänge einging 
und auf die Konsequenzen aufmerksam machte, die sich dar­
aus ergeben mußten. "Kein Sieg des Fortschritts ohne Wieder­
herstellung der deutschen Einheit", so endeten darin meine 
Ausführungen, "keine deutsche Einheit ohne den Sieg des 
Fortschritts, kein Weltfrieden ohne gerechten Frieden für 
Deutschland." 

Deshalb eben kann, wie es WaIter Ulbrdcht bei der Begrün­
dung des nationalen Dokuments dargelegt hat, die Spaltung 
Deutschlands nur überwunden werden, wenn die Herrschaft 
der verantwortungslosen Großbourgeoisie, die zweimal in 
einem halben Jahrhundert ein einheitliches Deutschland in 
eine nationale Katastrophe gestürzt hat, auch in Westdeutsch­
land beseitigt wird, wenn an ihre Stelle die wirklich natio­
nalen Kräfte der fliedliebenden westdeutschen Bevölkerung 
treten, die fähig sind, eine friedliche Politik der Verständi­
gung zu entwickeln. 

Ähnlich haben auch westdeutsche Wissenschaftler in Ge­
sprächen gelegentlich anerkannt, daß der Verlauf der deut­
sc.~en Geschichte seit 1871 die Verbindung des nationalen mit 
dem Friedensgedanken unbedingt erfordert, weil ohne diese 
Verbindung beide, wie in der Vergangenheit, so auch in Zu­
kunft, verloren sind: die nationale Einheit und der Friede. 

In Beherzigung dieser Erkenntnisse haben wir mit dem Auf­
bau des Sozialismus nicht nur die Lösung der sozialen Fragen 
in Angriff genommen, die aus dem vergangenen Jahrhundert 
auf uns gekommen sind, sondern leisten damit zugleich den 
entscheidenden Beitrag zur Lösung der nationalen Frage. 

Und das eben gibt der Volkskongreßbewegung ihre große 
Bedeutung, sichert ihr einen bevorzugten Platz in der Ge­
schichte der Nachkriegsentwicklung, so daß in dem "Grundriß 
der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung" von ihr ge­
sagt werden konnte: 

"Diese Bewegung stützte sich aUf die antifaschistisch-demo­
kratische Ordnung in Ostdeutschland und hob den Kampf der 
patriotischen Kräfte auf eine höhere Stufe. Die Monopol­
herren und Militaristen waren nicht in der Lage, die For­
mierung diesel' nationalen Bewegung zu verhindern ... Mit 
der Volkskongreßbewegung, aus der später die Nationale 
Front des demokratischen Deutschland hervorging, schuf die 
SED eine breite, Millionen Menschen umfassende antiimperia­
listische nationale Bewegung, wie sie die deutsche Geschichte 
bisher nicht kannte. tt (a. a. 0., S.155.) 

Landesbischof Mitzenheim : Die Kirche steht zum Volk 
Unsere Mitarbeit am Volkskongreß entsprach jedoch nicht 

nur dem Willen der eingeschriebenen Mitglieder der CDU 
sondern stimmte auch mit der Haltung der parteilich nicht 
gebundenen christlichen Bevölkel'Ung überein. Wie wir aus 
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unserer christlichen und nationalen Verantwortung heraus 
die Volkskongreßbewegung unterstützten, so ließen sich auch 
namhafte Vertreter der Kirche von der Erkenntnis leiten, daß, 
wo es um den Frieden geht, christliche Menschen unter keinen 
Umständen abseits stehen dürfen. Sehr klar gab dieser Auf­
fassung der thüringische Landesbischof D. Mit zen h e i m 
Ausdruck, der daran auf dem Nationalkongreß 1962 noch ein­
mal erinnerte: 

.. Wenn das Anliegen ·des Deutschen Volkskongresses eine Par­
teiensache wäre, hätten wir als Männer der Kirche ihm fern­
bleiben müssen; denn die Kirche verbündet sich nicht einer 
Partei, sie unternimmt keine parteipolitischen Aktionen. Wenn 
wir nun der Einladung hierher gefolgt sind, so ist das ein Zei­
chen dafür, daß wir überzeugt sind: e ,s h a n deI t si c h hier 
um die Sache des ganzen deutschen Volkes. 
(Lebhafte Zustimmung) Wenn in früheren Zeiten eine Stadt 
vom Feind eingenommen worden war, 50 kam es wohl vor, daß 
der Bürgermeister zusammen mit dem Pfarrer den Siegern ent­
gegenging, hinaus vor die Tore der Stadt, um um Barmherzigkeit 
und Menschlichkeit zu bitten. So tun wir Männer der Kirche es 
heute für unser ganzes deutsches Volk. (Lebhafter Beifall) 

Wir können als Männer der Kirche nicht schweigen zu den 
beiden Punkten, die Anlaß und Anliegen des deutschen Volks­
kongresses sind, daß Frieden ge s c h affe n wi r d, daß 
Cl' bald geschaffen wird, um in der von Gnmd auf 
verwirrten Welt den Geist des Hasses und des Mißtrauens durch 
den Geist des Vertrauens und der Versöhnung zu überwinden. 
Das ist der Wunsch und der Wille der evangelisdlen Christen, 
in deren Namen die Kirche zu reden hat. Objekt und Partner 
eines deutschen Friedens kann nur ein einheitliches Deutsch­
land sein. (Stürmische Zustimmung) 

In den Kirchen wird in diesen Tagen auf Weisung der Kirchen­
leitungen der Londoner Konferenz fürbittend gedacht, :und es 
wird um einen baldigen Fdeden der Gerechtigkeit und der Ver­
söhnung gebetet. Was die Gemeinden in ihren betenden Herzen 
tTagen, das bezeugen wir hier vor Deutschland 'lind vor der Welt. 

Wir richten die dringende Bitte an die Welt unq an die Ch.risten 
in aller Welt, mit denen wir uns durch den christlichen Glauben 
verbunden wissen : Gebt einem einheitlichen, lebensfähigen 
Deutschland bald den Frieden, den es braucht, den Frieden d~r 
Gerechtigkeit und der Versöhnung, der es ihm ermöglicht, sich 
in ehrlicher Arbeit als Glied der Völkergemeincschart zu be­
währen. (Brausender Beifall)" 

Ein weiterer namhafter kirchlicher Würdenträger, Landes­
bischof Ha h n von der Evangelischen Kirche Sachsen, der 
lnfolge einer Erkrankung nicht persönlich an dem Kongreß 
teilnehmen konnte, hatte ein Grußschreiben übersandt, dessen 
wesentlichster Absatz lautete: 
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"Ich wünsche dem in diesen Tagen in Berlin zusammentreten­
den Volkskongreß, daß er an seinem Teil dazu beitragen möchte, 
daß uns ein gerechter Friede gesd1enkt werdc, der unserem 
Volk die Lebensmöglichkeit gibt, die furchtbare wirtschaftliche 
und seelische Verwüstung der Vergangenheit heilt, unseren in 
aller Welt verstreuten Gefangenen die Heimkehr ermöglicht 
und uns über alles Trennende hinweg in positiver. aufbaucnder 
Arbeit vereinigt." 

Wegbahnung in die Z ukunft 

Was Prof. Dr. Dr. Erich Correns auf dem Nationalkongreß 
1962 von der Volkskongreßbewegung ins ge sam t gesagt 
hat, daß ihre T agungen Höhepunkte im politischen Kampf 
und im Leben unserer Nation bedeuten, ,gilt bereits 'in vollem 
Umfange vom Ersten Volkskongreß für Einheit und gerechten 
Frieden. Nach seinem Verlauf und seinen Ergebnissen hat 
dieser Kongreß die Richti·gkeit unserer Entscheidung für die 
Mitarbeit in dieser großen Volksbewegung, aber auch die 
Dynamik. die ihr innewoh nt, bestätigt. 

Ich glaube sagen zu können, daß für die Haltung aller 
Freunde der CDU, -die damals am Volkskongreß teilgenommen 
haben, die Worte gelten, die ich als Titel einem Aktenstück. 
gegeben habe, in dem 32 persönliche Dokumente aus dieser 
Zeit enthalten sind: "Wie die CDU für die Mitarbeit in der 
Volkskong!'eßbewegung gerettet wurde!" Das gilt vor allem 
aber auch für die große Gruppe von Unionsfreunden, die un­
mittelbar zur Vorbereitung d.es Kongresses in zum Teil drama­
tischen Aussprachen die dann für uns alle für notwendig be­
fundene Linie für das Auftreten der CDU im Volkskongreß, 
entgegen der Haltung Jakob Kaisers und seiner Hintermänner, 
erarbeitet haben. 

Während der Tagung wurde es uns zu einem beglüd;:enden 
Erlebnis, daß die Zusammenarbeit von Menschen aller Welt­
anschauungen und aller Parteien, wie wir das bereits im 
Nationalkomitee "Freies Deutschland" erfahren haben, mög­
lich, notwendig und fruchtbar ist, und das auch im Hinblick 
auf Gesamtdeutschland, sofern nur ein Mindestmaß von gutem 
Willen vorhanden ist. Gleichzeitig wurden uns in den gemein­
samen Aussprachen die Gefahren bewußt, die vom Westen 
her über Deutschland. heraufzogen, und ebenso die Dlinglich­
keit entschiedener Abwehrmaßnahmen. 

So haben wir den Ar bei t s s t i I der n a t ion ale n 
Be weg u n g, des friedlichen und demokratischen Deutsch­
lands, geprägt, indem wir Wort und Tat verbunden und die 
historische Analyse mit der Absteckung des Weges aus der 
Spaltung in die Wiedervereinigung durch deutsche Initiative 
und die Aktivierung der unserem Volk innewohnenden Kräfte 
vereinigt haben. Deshalb wird gerade auch in dem .. Grundriß 
der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung" die Nationale 
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Front, die aus dieser Bewegung hervorgegangen ist, mehrfach 
anerkennend erwähnt. So heißt es dort ll. a.: 

.. Die Nationale Front des demokratischen Deutschland wurde 
zur breiten Volksbewegung für die Stärkung der DDR, den 
Abschluß eines Friedensvertrags mit Deutschland und für die 
Herstellung eines einheitlichen, friedliebenden, demokratischen 
Deutschlands. Sie umfaßt alle Klassen und Schichten des 
Volkes und entwickelte sich in der Folgezeit zur breiten sozia­
listischen Volksbewegung." (a. a. 0., S.161.) 

Damals, als Westdeutschland der NATO noch nicht einge­
gliedert war, hätte der Weg in die nationale Einheit ohne 
weiteres über die Wahl einer Nationalversamm-
1 u n g und die B i 1 dun gei n erd eu t 5 ehe n Zen t r a 1 -
re g i e run g beschritten werden können, wie es der Erste 
Volkskongreß vorgeschlagen hat. Man hätte erwarten sollen, 
daß Westdeutschland, das angeblich um die Respektierung der 
demokratischen Grundsätze so besorgt ist, diesen Gedanken 
sofort aufgegriffen hätte, bemüht, ihn schnell zu realisieren. 

Das geschah jedoch nicht. Und damit wurde erneut der Be­
weis erbracht, daß die reaktionären Kräfte in Westdeutsch­
land, welcher Al"gumentation sie sich immer bedienen mögen, 
die nationale Einheit ihren engstirnigen Klasseninteressen 
unterordnen nach dem Motto: "Wenn wir nicht ganz Deutsch­
land erobern können, dann zum Teufel mit der Nation" (Natio­
nales Dokument). Diese Einschätzung stimmt überein mit den 
Feststellungen im "Grundriß def Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung", in dem es heißt: 

"Die Regierung der DDR und die Nationale Front des demo­
kratischen Deutschland unternahmen große Anstrengungen, 
U1tt das Auseinanderleben der beiden deutschen Staaten zu 
verhindern und den Weg zur Wiedervereinigung Deutschlands 
zu ebnen. Nachdem die SOWjetunion seit 1946 wiederholt den 
Abschluß eines Friedensvertrages vorgeschlagen hatte, unter­
breitete sie im März 1952 den Entwurf für die Grundlagen 
eines Friedensvertrages mit Deutschland. Die Volkskammer der 
DDR appellierte an die westdeutschen Bundestagsabgeord­
neten, diesem den Interessen der deutschen Nation ent­
sprechenden Vorschlag zuzustimmen und freie gesamtdeutsche 
Wahlen für eine Nationalversammlung durchzuführen. Wider 
alle nationale Vernunft Zehnte die reaktionäre Adenauer­
Clique dieses Angebot ab. Sie verhinderte den Abschluß eines 
Friedensvertrages, um ihre antinationale Politik der Auf­
rüstung verwirklichen und den aggressiven Drang des Im­
perialismus und Militarismus nach dem Ostpn in die Tat um­
setzen zu können. D ami t w u r des c h Q n 1 9 5 2 d eu t -
lieh, daß die Wiedervereinigung Deutsch­
lands die Vberwindung des reaktionären 
Regimes in den Westzonen durch die fort­
schrittlichen Kräfte in Westdeutschland 
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selbst zur Voraussetzung hat." (Grundriß, a.a.O., 
8. 163f.) 

Repräsentant des Volkswillens 
E~nen weiteren positiven Beitrag für die Lösung der deut­

schen Frage leistete del' Erste Volkskongreß mit der Bildung 
einer Dei e g a t ion, die den Außenministern in London 
Vorschläge für die Lösung der deutschen Frage unterbreiten 
sollte. 

Es war eine sehr repräsentative Delegation, die auf dem 
Volkskongreß zustande gekommen war. Ihr gehörten u. a. an: 
unser erster Volkspräsident Wilhelm Pie c k. der spätere 
erste Ministerpräsident der DDR, Otto G rot e W 0 h l, Poli­
tiker wie Otto Nuschke und Dr. Lobedanz, Dr. Külz 
und Eugen Sc h i f f er, die sich bereits in den Krisenjahren 
der Weimarer Repub1ik bewährt hatten, Frau Greta Ku c k­
hof f, kirchliche Amtsträger und westdeutsche Bürger. 

Im Hinblick auf diese Delegation erklärte ein Mitglied 
unserer CDU im Verlauf der Aussprache auf dem Volks­
kongreß: 

"Der deulsche Volkskongreß - das jst die Stimme des ganzen 
deutschen Volkes, aller Parteien, MassenorganilSationen, aller 
Schichten des Volkes. 
Die Londoner Konferenz, auf deren Tagesordnung die entschei­
denden Fragen der Zukunft unseres Vou,::es stehen, darf nicht 
zu Ende gehen, ohne die Stimme Deutschlands zu 'hören. Das 
Hegt im Interesse ganz Deutschlands. 
Den Volkskongreß zu sabotieren - das heißt den Interessen 
unseres Volkes zuwiderhandeln, heißt Deutschland sabotieren. 
J-ede Partei, jede Gewerkschaft oder gesellschaftliche Vereini­
gung, jeder, der AIhSpruch darauf erhebt, Deutschlands Leben 
und ..seine 3ukunft mitzugestalten, wird die Stimme erheben. 
um die gesamte Heimat zu retten." 

Als die Sowjetunion den Empfang der -deutschen Delegation 
in London beantragte, zeigte sich, daß die Außenmip..ister der 
Westmächte gar nicht mit dem Willen nach London gekommen 
waren, endlich einen Fortschritt zur Lösung der deutschen 
Frage zu erzielen. Die Vertreter der Westmächte scheuten 
geradezu jedes ernsthafte Gespräch, vor allem aber jede Bin­
-dung, weil sie nur noch darauf aus waren, Zeit für die Bildung 
eines westdeutschen Separatstaates zu gewinnen. Dement­
sprechend lehnten sie eS rundweg ab, die deutsche Delegation 
auch nur anzuhören. Aber gerade das hätte dem deutschen 
Volk in seiner Gesamtheit über den Ernst seiner Situation 
die Augen öffnen müssen. Nunmehr war es erst recht not­
wendi,g, die Bestrebungen, die zum Ersten Volkskongreß ge­
führt hatten, weiterzuentwickeln, sie lebendig zu erhalten, um 
die neu mobilisierten Kräfte auch für die spätere Zeit nutzbar 
zu machen. 
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In erster Linie zust.ändig sind wir selbst! 

Bereits als ich das erstemal mit meinen Freunden und Mit­
arbeitern die Teilnahme am Volkskongreß erörterte. stellte ich 
fest, daß zwei Gedanken bestimmend sein mÜssen: das 
ge sam t n a ti 0 n ale An 1 i e .g e n und die F 0 r t J ü h­
run g der A r bei t e n nach der Beendigung des Kon­
gresses. 

Mir war klar, daß es mit einer einmaligen Kundgebung, 
auch wenn sie noch so machtvoll gestaltet wurde, nicht ,getan 
sein konnte, hatten doch die bereits voraufgegangenen Ver­
suche, eine gesamtdeutsche Vertretung zu schaffen, zur Ge­
nüge bewiesen, wie zerrissen, '\vie uneinheitlich, ja wie be­
schämend undeutsch da und dort gedacht wurde. Hatte es sich 
weiterhin doch gezeigt, wie der Begriff eines geeinten Deutsch­
lands in manchen Köpfen gar nicht mehr ernst genommen 
'wurde, und das nicht zuletzt deshalb, weil man diesen Begriff 
- geschweige denn die Tatsachen - eines wirklich geeinten 
Deutschlands in 'gew'issen Kreisen gar nicht mehr wünschte. 
So mußte die ganze Kraft aufgeboten werden, um aufklärend 
zu wirken, um Klarheit zu schaffen und alle aufrechten Deut­
schen zu sammeln. Dafür bildete der Vo1kskongreß für Ein­
heit und gerechten Frieden den Auftakt. 

In diesem Zusammenhang stand für mich von vornherein 
fest: Aus dem Kongreß muß eine Dauerinstitution 
hervOl~gehen. die den Willen unseres Volkes so lange zum 
A,usdruck bringt, bis das Ziel erreicht ist. Darüber hinaus solle 
diese Institution wie ein Mag TI eta 11 e sa n sie h 
ziehen, was den Frieden un-d die Erhaltung 
der na ti 0 n ale n Ein h e i t will, gleichgültig, 'Ob 
es sich hier um Einzelpersonen oder um Organisationen 
handelte. 

Ich habe dann l.:;urz vor dem Beginn des Volkskongresses 
den bereits erwähnten Entww'f für den Ständigen Ausschuß 
und für die Aufgaben eines Ständigen Sekretariats ausge­
arbeitet und obeide Anträge noch am ersten Kongreßtage ein­
gebracht, nachdem ich erkannt hatte, wie ·wichtig es war, die 
vielen Anregungen, Wünsche und Bitten d er Kongreßteil­
nehmer nutzbar zu machen. 

Mit ,dem Ausklang der Londoner Konferenz, also der Ab­
lehnung eines Empfangs der deutschen Delegation und der 
Weigerung der Westmächte, den deutsd1en Notwendigkeiten 
Rechnung zu tragen, hatte der Ständige Ausschuß an Be­
deutung nod1 gewonnen. Wie die Dinge lagen, konnle die 
Initiative, dem Willen des deutschen Volkes Gehör zu ver­
schaffen, nunmehr nur noch vom deutschen Volk selbst aus­
gehen. "Machen wir daher", so rief ich meinen Freunden zu, 
"den Ständigen Ausschuß zu dem, was notwendig ist, scheuen 
wir keine Mühe, auch darin nicht, West- und Süddeutschland 
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zu gewinnen und sie mit in unsere Allbeit einzubeziehen ! 
Letzten Endes habe ich mich bei meinem Vorschlag von dem 
Gedanken leiten lassen, daß wir Deutschland als Ganzes 
nur ei n mal verlieren können, und daß es entweder 
einen gerechten Frieden oder gar keinen Frieden geben wird." 

In offener Opposition gegen die Reaktion 

So hat der erhepende Verlauf des Ersten Volkskongresses 
uns in dem .Entschluß bestärkt, weiterhin aktiv für dje Lösung 
der deutschen Frage zu wirken, und das insbesondere in der 
eigenen Partei. Wir standen vor der Tatsache, daß bisher jeder 
Vorschlag für konstruktive Lösungen aus dem Gebiet der 
heuti·gen DDR am Widerstand der reaktionären Führungs­
kräfte in Westdeutschland gescheitert war, ohne daß di~se 
Kreise bereit waren, durch eigene Vorschläge zu zeigen, wie 
denn ihrer Meinung nach Fortschritte erzielt werden könnten. 

Angesidüs diesel' Passivität, die am Vorabend der Londoner 
Konferenz mit ihrem Anschlag gegen die nationale Einheit 
geradezu ein politisches Verbrechen bedeutete, wurde di<.'t 
kräftige Entfaltung der Volkskongreßbewegung eine Not­
wendigkeit für ,ganz Deutschland. Endlich hatten wir mit dem 
Volkskongreß ein Instrument in die Hand bekommen, mit dem 
wir kraftvoll den Willen der Nation geltend machen konnten, 
und zwar sowohl gegen die Spalter in den westdeutschen Be~ 
hörden als auch gegen die Reaktionäre innerhalb unserer 
früheren Parteiführung. 

Auch jetzt noch verharrte der Kreis um Jakob Kaiser in 
völliger Negation. Man .gab zu - wie bereits erwähnt - , daß 
man sich hinsichtlich der Kraft und der Breite dieser Be­
wegung geirrt ha'be; nur fühlte man sich dadurch nicht im 
geringsten verpflichtet, die ei,gene falsche Haltung wenigstens 
zu korrigieren. Im Gegenteil, auch jetzt noch sollte der Partei 
,das alte, untaugliche Konzept aufigezwungen werden. 

Im Anschluß an den Volkskongreß bildeten die Teilnehmer 
aus der CDU an1äßlich einer in Eile und mit Umsicht vor~ 
bereiteten Zusammenkunft in dem erhaltengebliebenen Ge­
bäudeteil des Hotels Adlon in Berlin eine Delegation, die die 
Aufgabe hatte, den Parteivorstand über den Verlauf des Kon­
gresses und die Notwendigkeit einer Fortführung und Ver­
breiterung seiner Arbeit zu informieren. Der Brief, mit dem 
wir den Parteivorstand darüber unterrichteten, wurde uns 
zwar als eingegangen bestätigt, nur zeigte man sich nicht be­
reit, die Delegation auch zu empfangen. Die Gegner der Volks­
kongreßbewegung um Jakob Kaiser wollten nicht diskutieren, 
Rede und Antwort stehen, sie wollten sich mit der über­
wiegenden Mehrheit der Partei nicht auseinandersetzen, ~on­
dern sie verlangten einfach die Kapitulation, wie denn aud1 
Kaisers Alternative "Ich oder der Volkskongreß" 
fatal an Hit1ers "FührerUtum erinnerte. 
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Wie sehr jedoch der Gedanke der Volkskongreßbewegung 
Zustimmung gefunden hatte, 'Wie er p.,ie Gemüter bewegte 
und im In- und Ausland als eine vorwärtsführende deutsche 
Initiative begrußt wurde. zeigten die Meldungen in den 
Zeitungen und eine Bot sc h a f t, die Mitglieder des eng­
lischen U n te rh aus es nach Berlin gerichtet hatten. Darin 
hieß es: 

"Für die Sicherung eines dauernden Friedens ist es notwen9ig, 
daß die Meinung der wirklichen deutschen Demokraten von den 
aillierten Regierungen gehört wird. Wir begrüßen daher alle 
Anstrengungen, die jn Deutschland gemacht werden, um eine 
einheitliche Vertretung aller demokratischen Kräfte Deutsch­
lands zu organisieren, eine Vertretung, die jmstande ist, der 
Meinung der deutschen Demokraten über ,die Zukunft ihres 
Landes Ausdruck zu geben. Wir senden unsere herzlichsten 
Grüße an den Kongreß und wünschen ihm vollen Erfolg." 

Zu den Unterzeichnern der Botschaft gehörten die Abge­
ordneten P. L. Austin, Braddock, Harold Davies, Tom Driberg, 
Somerville, Hastings, John Mack, John Platts-Mills, Julius 
Silverman, Charles Smith, Elli Smith, der ehemalige Unter­
staatssekretär im Handelsministerium, Leslie Soliey, Stanley 
Tiffany und Konny Zilliacus. 

Die Entscheidung des Volkskongresses, eine Botschaft nach 
London zu entsenden, beschäftigte sofort nach dem Bekannt­
werden dieses Beschlusses die Außenminister der drei west­
lichen Mächte, Marshali, Bevin und Bidault, in einer Geheim­
konferenz. 

über die Haltung der CDU verötIentlichte ADN eine längere 
Meldung, die von den Zeitungen am 13. Dezember 1947 ver­
öffentlicht worden ist und in der es hieß: 
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"Vizepräsldent Steidle erklärte in einem Interview, der Vor­
standsbeschluß der CDU, die Teilnahme der Partei am Deut­
schen Volkskongreß abzulehnen, aber den Mitgliedern eine· 
Beteiligung freizustellen, habe viele Mitglieder der CDU, die 
von Organisationen und Betrieben als Delegierte gewählt 
wurden, ;in Gewissenskon11ikte gebracht. Selbstverständlich 
hätten Mitglieder der CDU auch als Vertreter ihrer .Partei auf 
Grund ihrer politischen Interessen am Kongreß teilgenommen, 
so zum Beispiel LObed.anz, Nuschke, vom Vorstand, und viele 
andere. 
Sein Entschluß für den Volkskongreß. erklärte Steidle. sei nom 
vor der Entscheidung des Gesamtvorstandes erfolgt, da alle vor­
ausgegangenen Versuche, eine deutsche Vertretung zu schaffen, 
gescheitert waren. jnsbesondere auch der Versuch anläßlich der 
letzten Sitzlmg des Antifa-Ausschusses. 
Nach wie vor stehe er, ISO betonte Steidle, auf dem Standpunkt, 
daß die deutsche Sache höher stehe als irgendwelche partei­
politischen Interessen. Er habe sich durchaus nicht irgendwie 

gebunden gefühlt, sondern ntu" ahs Demokrat gehandelt. Kaise.rs 
Erklärungen zum Volkskongreß seien jhm noch immer unver­
ständlich. In weiten Kreisen der CDU herrsche der Eindruck, 
daß die vor der Sitzung des Antifa-AulSschusses st.'lttgefundenen 
Besprechungen Jakob Kaisers mit Dr. Josef Müller und Pritt­
witz-Gafl'ron irgendeinen Einfluß auf den Vorsitzenden gehabt 
hätten. Darüber hinaus seien aber auch noch andere, tiefer­
gehende Gründe vorhanden. 

Steidle stellte weiter fest, daß er überraschend von den ZentTal­
verwaltungen als Delegierter zum VolkiSkongreß gewählt worden 
sei. Da er dort festgestellt habe, daß auch ·die CDU stark ver­
treten sei, wäre - in· übereinstimmung mit Nuschke - ein 
Treffen aller CDU-Delegierten jm Anschluß an den Kongreß 
vereinbart worden, um dort zu erwägen, welche Maßnahmen 
zur Abwandlung des Vonstandsbeschlusses getroffen werden 
müßten. Mit überWiegender Mehrheit sei der Vorstandsbeschluß 
nicht gebilligt worden und eine absolute Abwandlung verlangt 
und seine - Steidles - Ansicht bestätigt worden. Der Vorstand 
der CDU sei über die Ansichten der CDU-Delegation zum Volks­
kongreß auf Grund der neuen Situation nach der Kongreß­
tagung W1terrichtet worden. In der nächsten Vonstandssitzung 
werde darüber diskutiert werden. 
Vizepräsident Steidle schloß mit dem Hinweis, daß zahlreiche 
Zustimmungserklärungen aus ganz Deutschland vorliegen, die 
eine Beteiligung der gesamten CDU an den Beschlüssen des 
Deutschen Volkskongresses als das einzig richtige bezeichnen:' 

Auch die "Neue Zeit" schloß sich der Kritik in der Haltung 
reaktionärer Vorstandsmitglieder um Jakob Kaiser an und 
gab in einem am 21. Dezember 1947 veröffentlichten Artikel 
ihrem Bedauern darüber Ausdruck, 

"daß ein Teil der Unionsfreunde geglaubt hat, der Sache durch 
völlig tendenziöse Informationen und Falschmeldungen nützen 
zu können. Das Gegenteil ist eingetreten. 

Tatsache jst, daß die Politik aller Landesverbände der Zone in 
der Frage des Deutschen Volkskongresses von der einiger füh­
render Vorstandsmitglieder abweicht. Alle Landesverbände 
haben sich in ihren Ländern jn die Landeskongresse eingeglie­
dert, und jhre offiziellen VertTeter haben im Sinne der vater­
ländischen Ziele des Volkskongresses Stellung genommen. Das 
ilStin Wahrheit auch bei den Besprechungen derLandesverbands­
vorsitzenden zum Ausdruck gekommen. Darüber hinaus haben 
einzelne Landesverbände auch· offiziell Stellung gegen die ·bis­
herige Parteiführung genommen . . . 
Es ist tief zu beklagen, daß man in dieser Zeit der ungeheuren 
Gefahren für die Einheit Deutschlands nach dem Scheitern der 
Londoner Konferenz in gewissen Kreisen der Union nicht ver­
stehen will, daß es heute nicht mehr um Personen, sondern um 
Deutschland geht. Wir haben aber das feste Zutrauen zu den 
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Frauen und Männcrn, die im Lande ctie Träger der Unionsarbeit 
Sind, daß sie sich das richtige Augenmaß bewahrt haben, <las 
man leider in Berlin uft schmerzlich v.ermissen mußte." 

Auch in den Tagungen des Parteivol'standes. die dem Volks­
kongreß folgten, blieb Jakob Kaiser unentwegt bei seinem 
Nein, obwohl angesichts der Vorgänge in London damit fort­
an die Zustimmung zur Einbeziehung Wesl~eutschlands in 
die westliche Allianzpolitik verbunden war, also die Ent­
scheidung für eine neue Kriegspolitik. Wieder einmal mußte 
sich so das deutsche Volk an den Beispielen der Clique um 
Jakob Kaiser davon überzeugen, daß von reaktionären Kräften 
weder Einsicht noch eine freiwillige Korrektw' einer falschen 
Entscheidung zu erwarten ist, - Und das macht diese internen 
Auseinandersetzungen auch lehrreich für den politischen 
Kampf, den wir gegenwärtig führen. 

Gescheiterte Diffamierwlgsversuche 

Den besonderen Haß der reaktlionären Kräfte halte ich mir 
durch meine aktive Haltung im Volkskongreß und durdJ. 
meine Mitwirkung in der Fortentwicklung dieser Bewegung 
zugezogen. "Wer", so fragte Jakob Kaiser in einer Vorstands­
sitzung, "gab Luitpold Steidle das Recht, so zu sprechen, wie 
eI'. es im Volißkongreß getan !hat?!" 

Als hätte el" diese Frage sich nicht bel~eits selbst beant­
worten können! Denn das Recht dazu ergab sich aus der 
nationalen Not unseres Volkes, dem von dei' Londoner Konfe­
renz her die Vertiefung der Spaltung drohte, die Verwicklung 
in neue kriegerische Abenteuer, die Verstrickung in eine Neu­
auflage der Politik dei' Stärke, die ausgerechnet jene Macht, 
die als einzige entschieden und ehrlich für die Wiederher­
stellung der nationalen Einheit Deutschlands eintrat, die 
Sowjetunion, als "Todfeind" des deutschen Volkes diffamieren 
wollte. 

Außerdem aber zeigten wir durch unsere Haltung auf dem 
Ersten Volkskongreß, daß es uns mit der Verpflichtung aus 
dem Evangelium, Friedensstifter zu sein, ernst war. 

I n den Bemühungen, die Teilnehmer am Volkskongreß zu 
diffamieren, sie in ihrer politischen Arbeit lahmzulegen und 
zu isolieren, betrieb Dr. Schreiber, dei" damalige Vorsitzende 
des Landesverbandes Berlin, meinen Aus s chI u ß aus 
der Par t e i. Am 22. Dezember 1947 teilte er mir mit, daß 
er gegen mich den Vorwurf des parteischädigenden Verhaltens 
erhebe. Typisch für die Anmaßung dieser Kreise war, daß 
Dr. Schreiber zwar ganz alLgemein sagte: 

"Das parteischädigende Verhalten wird jn Ausführungen er­
blickt, die Sie auf nichtparteilichen Veranstaltungen gemacht 
haben, die eine Herabsetzung der Union bedeuten und das An­
sehen der Partei schädjgen", 
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es jedoch unterließ, konkret anzugeben, W e 1 c h e "nicht­
parteilichen Veranstaltungen:< S'l' im Auge hatte und we Ich e 
Ausführungen so sehr sein Mißfallen erregt haben. Denn 
dann hätte er offen bekennen müssen, daß ein Einsatz. für 
die nationale Einheit und den gerechten Frieden seiner Mei­
nung nach - parteigefährdend war. Eine LogiI<, die natürlich 
an dem gesunden Menschenver stand eines jeden abprallen 
mußte. 

Im übrigen ließ dieser Brief wiederum erkennen, eine wie 
tiefe Kluft sich zwischen den reaktionären Kräften in der 
damaligen Parteispitze und der Partei in 'ihrer Gesamtheit 
inzwischen aufgetan hatte. Denn in unseren Ortsgruppen 
wurde niemandem von uns, die aus dem Bewußtsein ihrer 
Verantwortung heraus am Ersten Volkskongreß mitgewirkt 
hatten, irgendein Vorwurf gemacht. Im Gegenteil, unsere 
Haltung wurde gebilligt, und so versäumte auch meine Orts­
gruppe Ho h e n 5 c h Ö n hau sen nicht, ihrem~ Befremden 
über das Vorgehen Dr. Schreibers Ausdruck. zu geben. 

Die fortschrittlichen Kräfte setzen sich durch 

Damit war es an der Zeit, diesem Landesverbandsvorsitzen­
den mit ~l1er Deutlichkeit bewußt zu machen, daß nicht er 
berufen 1st. den Richter zu spielen, sondern im Gegentei I 
Antwort zu geben hat, und zwar auf die Frage, wie er seine 
Politik fernerhin mit dem Wollen der Partei mitglieder in Ein­
l\.lang zu fblingen gedachte. 

Dieser Widerstand gegen d ie kleine Gruppe reaktionärer 
Führer, der sich an der Jahreswende 1947/48 herausbildete, 
rührte schließlich zu jener Klärung, die 1948 mit dem weiteren 
Vordringen per fortschrittlichen Kräfte in der Partei fort­
geführt wurde und der Wa h lOt toN u s c h k e s zum 
Vorsitzenden der Partei auf dem Parteitag in Er­
furt ihren vorläufigen etiolgreichen Abschluß fand. 

Als ein Beispiel für die Auseinandersetzungen, die sich da­
mals in allen Landesverbänden abspielten, seien nachstehend 
e inige Absätze aus meiner am 13. Januar 1948 erfolgten Ant­
wort auf den so oberflächlichen BriefDr.Schreibers angeführt: 

"Nachdem <ler Parteivorstand d er CDU jn seiner bekannten Ent­
schließung den einzelnen CDU-Mitgliedern die Teilnahme am 
Deutschen Volkskongreß freigestellt hatte, war damit 'den am 
Volkskongreß teilnehmenden Mitgliedern auch das Recht einge­
räumt, ihre persönliche Melnung zu äußern und ent.sprechende 
Anträge zur Tagesordnung einzubringen. Von diesem Recht 
habe jch Gebrauch gemacht. Ich habe <lamit in Einklang mit den 
Richtlinien des Parteivorstandes gehalten. 
Die seitherige EntWicklung dürfte meinem von Anfang an ve l'-
1retenen Standpunkt, daß die CDU als 601che am Deutschen 
Volkskongreß hät.te teilnehmen müssen. in jeder Beziehung 
Recht gegeben haben. In d en unzähligen Resolutionen. die dem 
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Deutschen Volkskongreß von einzelnen Gemeinden und Belrie­
ben zugegangen sind, haben Tausende von CDU-Mitgliedern 
dmch ihre Untenschriften vor der Offentlichkeit bekundet, daß 
die CDU-Mitglieder im Gegensatz zu ,der unentschlossenen und 
offenbar durch andere Rücksichten bestimmten Haltung einzel­
ner Kreise der Parteibürolcratie sich von dem Kampf für Ein­
heit und gerechten Frieden nicht ausschließen, vielmehr in die­
~en Kampf ihr chrlstlich-demokr·atisches Gedankengut mit 
hineintragen wollen. Daher vermag ich die Vorwürfe nicht an­
zuerkennen. 
Nachdem weite Krei!Se auch des Landesverbandes Bedin diesen 
meinen Standpunkt teilen, muß ich die Frage stellen, inwieweit 
das Gremium, das meinen Ausschluß betreibt, hierzu formal 
und !Sachlich berechtigt ist. Ich erblicke im Gegenteil in dieser 
Mißachtung der Auffassung weiter Mitgliechskreise auch des 
Landesverbandes BerUn ein parteischädigendes Verhalten und 
fühle mich als Mitglied des Landesverbandes Berlin verpflichtet .. 
auf die Konsequenzen des Gewissenkonfliktes, in den damit 
viele CDU-Mitglieder gestürzt werden, im Interesse der Union 
mit allem Nachdruck und ernster Sorge hinzuweisen.'· 

IV. Das Echo in Westdeutschland 
Bayern greift den Kongreßgedanken auf 

'Während sich die Volkskongreßbewegung in unserer heutigen 
DDR, vom Volke gewollt und getragen, kräftig entfaltete, 
während auch in der westdeutschen Bevölkerung die Forde­
rung nach der Wiederherstellung der nationalen Einheit und 
dem Abschluß eines gerechten Friedens Zustimmung fand, 
bereiteten die amtlichen westdeutschen Stellen im Einver­
nehmen mit den Militä.rgouverneuren der Bewegung die 
größten Hindernisse. In welchem Maße das geschah, zeigte 
sich, als - nach dem verheißungsvollen Auftakt Jn Berlin -
in Ba y ern der Versudl unternommen wurde, den Ge­
danken des Volkskongresses weiterzuentwickeln und ihn auch 
im Süden des gemeinsamen Vaterlandes zu realisieren. 

Auf der einen Seite entschlossene und selbständige Persön­
lichkeiten, d~e die deutsche Einheit als eine der entscheidenden 
Voraussetzungen für die Befriedung der Vielt ansahen und die 
daher - unabhängig von ihrer Weltanschauung oder ihrer 
parteipolitischen Bindung - das Einigende über das Trennende 
stellte, - auf der anderen Seite eine sichtlich wohlorganisierte 
Front von Personen, die sich nicht scheuten, unter Preisgabe 
des Gedanl\:ens der nationalen Einheit systematisch die Ver­
giftung der öffentlichen Meinung zu betreiben, indem sie mit 
einer lärmenden Agitation den Volkskongreß als eine "kom­
munistische Angelegenheit" 'hinstellen wollten. Es waren das 
dieselben Kräfte, die jedem, der die für Deutschland so noi­
wendige Aussöhnung auch mit den Völkern des Ostens er­
strebte. die nationale Zuverlässigkeit abzusprechen versuchten! 
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Die Mehrheit der bayrischen Bevöll"erung stand jedOdl nich t 
bei diesen Saboteuren, sondern sie ging mit denen, die für 
die nationale Einheit und für den Frieden wivkten. Sie teilt e 
von ganzem Herzen die Parole, die da lautete: 

"Ein geeintes Deutschland im Zeichen des gerechten Frie­
dens sichert nicht nur den europäischen Frieden, sondern 
den Weltfrieden. Ein gespaLtenes Deutschland droht dagegen 
zum Ausgangspunkt gigantischer Auseinandersetzungen zu 
werden, unter denen Deutschland unweigerlich zerrieben 
wird." 

Der Kampf für den Volkskongreß in Bayern wurde am 
4.Januar 1948 mit einer Initiativsitzung in Mün­
ehe n eröffnet, zu der 30 Persönlichkeiten des kulturellen 
und öffentlichen Lebens eingeladen waren. Den Vorsitz djeser 
Sitzung führte Geheimrat Prof. Kar! Voßler (parteilos). Die 
Diskussion er.gab die grundsätzliche übereinstimmung über 
die Einberufung eines Deutschen Volkskongresses in Bayern 
zu einem möglichst frühen Zeitpunkt. Eine sechsköpfige 
Redaktionslwrnmission, der Mitglieder der FDP, der SPD, der 
KPD, des Bundes christlidleI' Soz·ialisten sowie Parteilose an­
gehörten, formulierte einen Aufruf, in dem es hieß: 

"Wir appellieren an aUe Deutschen in Bayern, besonde)·s 
abe1· an die Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens in Politik, 
Wirtschaft, Kunst und Wissenschaft, aUe kleinlichen Privat­
interessen zurückzustellen und an die Spitze einer Volks­
bewegung zu treten, die Deutschlands Einheit und einen ge­
rechten Frieden fordert. 

Not und Elend Deutschlands können nicht durch Einze l­
maßnahmen auf kleinstaatlicher Basis beseitigt werden. Die 
Wirtschaft in den einzehten Zonen ist allein ohne fremde Hilte 
nicht lebensfähig. Nur wenn die Zonengrenzen fallen, kann 
es jemals wiede1· eine deutsche Wirtschaft geben. Die wir t­
schaftliche Einheit aber ist ohne d'ie politische Einheit nicht 
möglich. 

Jetzt aber gilt es, keinen Tag zu 'verlieren, ~Lm d.en Willen 
des deutschen Volkes in seiner Gesamtheit kundzutun. Das 
deutsche VolJe abe1' wiU leben - und daher wiLl es die Einheit 
und wiLl den Frieden! Wir fordern, daß die Entscheidung über 
sein Schicksal in die Hände des deutschen VoUces gelegt und 
eine VoZk.sabstimmung darüber abgehalten wird, ob Deutsch­
land als Ganzes bestehen bleibt oder in Stücke geschlagen 
werden soU. Das Ergebnis dieser Volksabstimmung whd das 
spontane Bekenntn'is zur deutschen Einheit sein." 

Das war eine klare nationale Zielsetzung, die dem Wollen 
unseres ganzen Volkes Ausdruck gab. Hier ging es nicht um 
Sonderinteressen einzelner Parteien, sondet.·n um das, was uns 
alle anging, was uns alle einte. Und darum konnte, wie es die 
Verfasser des Aufrufs getan haben, im voraus festgestellt 
werden, wie die Volksabst immung ausfallen werde, nämlich 
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mit dem Bekenntnis zum Frieden und zur deutschen Einheit. 
Wer das nicht wahrhaben wollte, hätte nur den Dingen ihren 
Lauf zu lassen bl"3uchen. Aber gerade vor dieser Probe aufs 
Exempel scheuten die Gegner des Kongreßgedankens zurück. 

Herr von Knoeringen provoziert 

Wie in der damaligen sowjetischen Besatzungszone Jakob 
Kaiser, so war es in Bayern ein Sozialdemokrat, Herr von 
Knoeringen, der besonders eifrig gegen die Volkskongreß­
bewegung agitierte. Als Vorsitzender der bayrischen SPD ver­
bot er kurzerhand über den Rundfunk allen Mitgliedern 
seiner Partei die Teilnahme am Volkskongreß. Von ihm sagte 
Walter Ulbricht in seiner Rede auf der Nationalratstagung 
am 25. März 1962: 

"Der wegen seines sturen Antikommunismus beliannte sozial­
demokratische Politiket" Herr von Knoeringen zerbricht sich seit 
.einiger Zeit - und das auch in Rundfunkvorträgen - den Kop1 
darüber, wie die westdeutsche Bundesrepublik von den nach 
sein~r Ansicht höchst gefährlichen Einflüssen aus der sozialifiti­
sehen DDR .abgeschirmt werden könne." 

Und das, die "Abschirmung" Bayerns vor nationalen und 
sozialen Gedanken, behieb Waldemar von Knoeringen eben 
auch schon vor 15 Jahren. So hat er es sich also selbst zuzu­
schreiben, wenn er neuerdings Klage darüber führen muß, 
daß "die Arbeiter in Westdeutschland keinen gerechten Anteil 
an den Werten erhalten, die sie durch ihre Arbeit schaffen" . 
Denn gerade er und seinesgleichen haben durch ihre Hilfe für 
die westdeutsche Großbourgeoisie die alten Gewalten neu ge­
stärkt und der Arbeiterschaft die Wahrung ihrer Rechte so 
überaus erschwert. 

Aber auch in Bayern nahmen die einfachen Padeimitgliede l' 
der SED unverzüglich den Kampf gegen die reaktionäre Par­
teibürokratie auf. Mutig legten die sozialdemoliratisch organi­
sierten Anhänger der Kongreßbewegung in den Parteiein­
heUen die Notwendigkeit einer deutschen Initiative in deut­
scher Sache dar, wobei sie viele ihrer Freunde von der Rich­
tigkeit einel" solchen Haltung überzeugen konnten. So spr?ch 
z. B. eine SPD-Versammlung, an der 1200 Personen teil­
genommen hatten, dem Anhänger der Volkskongreßbewegung 
fast einstimmig das Vertrauen aus. Eine andere Versammlung 
wählte einen Befürworter des Volkskongresses in offenem 
Protest gegen den Parteivorsitzenden zum Delegierten für den 
nächsten Kreisparteitag. 

USA-Militärregierung verbietet 

Diese hoffnungsvolle Entwicklung veranlaßte dann die 
amerikanische Militärregierung zur offenen Einmischung. Die 
Militärregierung ließ MitgUeder der vorbereitenden Aus­
schüsse verhaften und vorladen. setzte sie unter Druck und 
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verlandte von ihnen die Abgabe einer Erklärung, durch die 
..bestätigt" werden sollte, daß die Volkskongreßbewegung eine 
kommunistische Angelegenheit sei. 

Es waren damals genau drei Jahre vevgangen, seitdem mi t 
der Kapitulation des "Dritten Reiches" der Antikommunismus 
der Faschisten, der den deutschen Namen durch ungeheuer­
liche Verbrechen so befleckt hatte, durch die weltumfassende 
Front der Antihitlerkoalition in einem heroischen Kampf 
niedergerungen war. Und nun konnte in dem von den w~t­
lichen Teilnehmern der Antihitlerkoalition beherrschten 
Teilen Deutschlands der Antikommunismus erneut frech sein 
Haupt erheben, gefördert von der amerikani­
schen Militärregierung! 

Trotz der Sabotage durch die westdeutsenen Parteiführungen 
und die amerikanische Militärregierung wurden die Vor­
bereitungen für den Volkskongreß in München mit aller 
Energie fortgeführt. Es er.gingen Einladungen an repräsen­
tative Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens. Aus unserem 
Raum wurden u. a. Otto Grotewohl und ich eingeladen. 

Als kein Zweifel mehr bestehen konnte, daß der Volks­
kongreß in München sich zu einer großen nationalen Kund­
gebung gestalten werde, wurde der Kongreß von der amerika­
ruschen Militärregierung verboten und der Vorbereitende 
Ausschuß zur Einstellung seiner Arbeit gezwungen. Als letzte 
Amtshandlung übersandte danach der Vorbereitende Landes­
ausschuß folgendes Protesttelegramm an die 
USA-M i li tärregierung: 

Der Vorbereitende Landesausschuß für einen Deutschen Volks­
kongreß in Bayern hat sich in seiner Sitzung vom 26. Januar 
1948 auf Grund der Benachrichtigung der Militärregierung an 
den Vertreter der KPD im Ausschuß und der Presseverlaut­
barungen au (gelöst. In überprüfung der Zusammensetzung und 
Tätigkeit des Vorbereitenden Ausschusses müssen wjr abschUe­
ßend folgendes feststellen: 
Die Arbeit des Ausschusses war streng auf die Vorbereitung 
eines überparteilichen Volkskogresses in Bayern ausgerichtet. 
Wir glauben daher, daß die Stellungnahme der Militärregierung 
auf Grund irreführender Informationen durch deutsche Instan­
zen und die deutsche Presse zustande gekommen ist. Weder 
eine unmittelbare Rücksprache noch eine überprüfung der 
selbständigen Lizenzierungsbestrebungen des Vorbereitenden 
Ausschusses sind vorgenommen worden. Wir müSS;,Cn feststellen. 
daß hiermit von der Militärregierung einseitig eine deutsche 
Initiative unterbunden worden st." 

Der in diesem Telegramm enthaltene Hinweis auf das Zu­
sammenspiel zwischen der amelikanischen Militärregierung 
und den reaktionären Leitungen der bürgerlichen Parteien 
und der SPD enthüllt ein Charakteristikum der westdeutschen 
Situation, das uns auch in den späteren Jahren immer wieder 
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erschreckend vor Augen getreten ist. Es ist der nationale Ver­
r~.t, ~etrieben mit falschen Informationen. böswilligen Ver­
dachtlgungen, handfesten Entstellungen, voreiligen Schluß­
folgerllfolgen und diktatorischen Entscheidungen gegen den 
Volkswdlen. 

Eine neue Tragö~ie mit a ltel' Besetzung 

Nicht um Deutschland ging es den Amerikanern sondern 
~m . den M i ~ b r ~ u c ~ D e u t s chI a n d s a I ~ 0 pe­
ratlonsbas.Is fur eInen neuen Weltkrie ,g und 
;)ls Rekrutlerungsgebiet für den verlorenen 
Hau f e n, der Bresche reißen soll. Die deutschen Hand­
langer der Amerikaner aber dachten ebenfalls nicht an 
~eutschland, denn nicht die nationalen Interessen bestimmten 
Ihr Verha~.ten, sondern das Klasseninteresse, die Sorge um den 
ungeS~mal:rten Pro~t: Die reakti,?näre Parteiführung der 
SPD wledel um praktizIerte den gle1C:hen Antikommunismus 
aus dem her'aus sie 1919 'CIie deutsche Revolution blutig nieder~ 
schlagen ließ. 

So -..yaren bei der Unterdrückung der Volkskongreßbewe­
gung In Bayern alle jene antinationalen Kräfte wiederum 
einträchtig beisammen, die schon so oft Unglück übel' Deutsch­
land gebracht hatten. Damit erweist sich am Beispiel deI" 
,,:olk~kongreßbewegung in Bayern ein weiter'es Mal die Rich­
t igkeit der Feststellung im nationalen Dokument : 
. " ln Westdeutschland dagegen nahm eine neue Tragödie 
thren Anfang. Unter der Schutzherrschaft der imperialisti­
~chen. Westmächte - besonders der USA-Monopole _ wurde 
tn Verleugnung des 'Von ihnen mitbeschlossenen Potsdamer 
Abko.mmens. die Herrschaft der deutschen GroßbourgeOisie 
u~d threr Httlergenerale restau1'iert. Wie schon 1918 leistete 
ate rechte Führung der Sozialdemokratie und der Gewerk­
schaften dieser Restauration entscheidende Hilfsdienste." 

A ufgabe und PHicht der Nation 

Wenn wir heute, 15 Jahre später, auf die Auseinander­
setzungen in Bayern zurückblicken, wird uns so recht bewußt. 
was damals in Westdeutschland versäumt worden ist. Damals 
schon. machte~ sich alle die Elemente geHend, die später die 
Entwlcklung In der Bundesrepublik so unheilvoll beeinflußt 
und heute eine Demokratie im Notstand erzeugt haben. 

Da!l1als schon wurden die Gefahren sichtbar, die sich aus 
der. In .~~td~utschlaI?:d so verbreiteten Lethargie, aus der 
GlelchgultigkeIt ·gegenuber den nationalen Anliegen, aus dem 
trotz der Erfahlllngen unter HitleI' so schwachentwickelten 
Verantwortungsbewußtsein ergeben mußten. Vie1e Bürgel" 
\,:,ollten einfa0 " ihr~ Ruhe haben" und vergaßen dabei , daß 
sie dann zunachst emmal alle Energie daransetzen mußten. 
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sich politische Unruhestifter vom Halse zu halten. Selbst­
gefällig begnügte man s ich damit, alle vier Jahre einen 
Stimmzettel abzugeben, und nach der' Wahl mit der Ent­
täuschung darüber, daß so oft die Dinge anders liegen, als die 
Wähler es sich gedacht hatten. 

Schon damals hatten andererseits auch weite Kreise inner­
halb des westdeutschen Bürgertums begriffen, daß die Schaf­
fung eines einigen Deutschlands und die Erhaltung des Frie­
dens Hand in Hand gehen müssen, daß die deutsche Einheit 
und die Erhaltung des Friedens, also die Ziele des Volks­
kongi'esses, im Interesse des deutschen Volkes und damit jedes 
einzelnen lagen. So setzte denn die Bewegung für den Volks­
kongreß für Einheit und gerechten Frieden auch in West­
deutschland machtvoll ein und griff um sich, bis sie am 
Widerstand der amerikanischen Militärregierung schei terte. 

Die anti'kommunistischen Affekte, von der 'westdeutschen 
Großbourgeoisie kräftig geschürt, größtenteils mit Hilfe der 
gleichen Personen, die das bereits unter Hitler betrieben 
hatten, gewannen zunehmend Einfluß, "So daß die politische 
AktiVität der in Westdeutschland maßgeblichen Kreise sich 
schließlich gegen das Voll{sinteresse lichtete. Bereitwillig 
wurde in Gesprächen anerkannt, daß der Gedanke der Volks­
bewegung für Einheit 'Und gerechten Frieden "eine ausge­
zeichnete Sache" sei; nur ließ man es dabei bewenden, ohne 
durch die Entwicklung einer kraftvollen Ini tiative diesel' 
Sache nun auch zum Erfolg zu verhelfen. .,Da stecken die 
Kommunisten dahinter", war das Argument für viele, um sich 
sofort zu distanzieren, "gleichsam, als ob es für einen an­
ständigen Menschen unmöglich wäre, dasselbe wie die Kom­
munisten zu wollen", hieß es damals in einem bürgerlichen 
Augsburger Blatt. Und sog i n g die ' B und e s -
republik unaufhaltsam Schritt für Schritt 
den "\V eg in --die föderalistischen und sepa ­
ratistischen Anachronismen. 

Die Aufdeckung der Ursachen der FehlentwickJung in West­
deutschland muß mit der Bereitschaft verbunden werden, 
diese Ursachen, deren K 0 n s e q u e n zen heute jedennann 
sichtbar sind, nunmehr zu be sei t i gen. WCl' die Dinge 
vorurteilslos prüft, muß anerkennen, daß der Kampf für den 
Volkskongreß für Einheit und gerechten Frieden eine gesamt­
deutsche Notwendigkeit war, daß dieser Kampf hervorgegan­
gen ist aus der Lebendigkeit des nationalen Gewissens, daß 
der Weg, der mit der Hinwendung zum Volkskongreß beschrit­
ten wurde, weiterverfolgt werden muß, bis endlich auch in 
Westdeutschland der Wille des Volkes zum Durchbruch ge­
langt. Die Aufgabe und Pflicht der deutschen Nation, die Ein­
heit auf demokratische Weise wiederherzustellen und den 
Frieden zu erhalten, wird nicht dadurch gegenstandslos. daß 
sich ihr unter ander'em Teile der Großbourgeoisie versagen. 
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V. Erkenntnisse in Taten umsetzen 

Abschließend kann gesagt werden, daß damals, in einer f ür 
unser ganzes Volk bedeutsamen Phase seiner Geschichte, 
au c h vi eIe C h r ist e n ihre nationale Aufgabe richtig 
erkannt und danach gehandelt haben. Mit ihrer Entscheidung 
für den Volkskongreß haben sie und alle, die den Reihen des 
Bürgertums entstammen, endlich die Scheuklappen abgelegt. 
Sie gaben sich Rechenschaft über die Ursachen des Versagens 
der Bourgeoisie in der nationalen und der sozialen Frage und 
bekannten sich zugleich zur Zusammenarbeit mit den neuen 
Kräften, die unter der Führung der Partei der Arbeiterklasse 
im Wege einer konstruktiven Politik die Grundvoraussetzun­
gen für die nationale Einheit und für den dauerhaften Frieden 
geschaffen haben. 

So formierten sich im Herbst 1947 in Deutschland die Fron­
ten, die noch heute fortbestehen. Wenn sich im Laufe der seit­
herigen Auseinandersetzungen die Waage mehr und mehr zu­
gonsten des Fl"iedens neigt, dann hat gerade auch unsere Ent­
scheidung für den Volkskongreß in erheblichem Maße dazu 
beigetragen. 

Nachdem der direkte Weg in den Frieden und in die Einheit 
über die Wahl einer Nationalversammlung und die Bildung 
einer deutschen Zentralregierung, wie wir es damals erstreb­
ten, am Widerstanq des westdeutschen Klerikalmilitarismus 
und der rechten SPD-Führung gescheitert war, haben wir 
eine n neuen Weg abgesteckt: die Möglichkei t der Lösung der 
deutschen Frage im Rahmen einer friedlichen 
K 0 e xis t e n z von staaten mit unterschiedlichen Gesell­
schaftsordnungen durch die Bildung einer D eu t s c h e n 
K 0 n f öde rat ion. 

Der entscbeidende Wendepunkt in der deutschen Gescöichte 

Die Bedeutung eines Rückblicks dieser Art ergibt sich dar­
aus, daß wir aus den Erfahrungen von 1947 Erwartungen 
für morgen ableiten können . • 

Die erste Auf,gabe der deutschen Politik bestand nach dem 
zweiten Weltkrieg datin, die Lehren del' deutschen Geschichte 
zu beherzigen. 

"Wenn eine Nation wie die unsere zweimaL inne1'halb kU1'zer 
Zeit in so fu.rchtbare Katastrophen. gestürzt wurde. dann ist 
es ihre unabdingbare Pflicht und Schuldigkeit. die Ver­
gangenheit sorgfältig zu prüfen7 schonungslos nationale SeLbst­
kritik zu halten. um so die Vergangenheit zu bewältigen und 
die richtigen Lehren für die Zukunft zu ziehen. Nur so kann 
unsere ganze Nation mit der Vergangenheit brechen. die ihr 
Katastrophe auf Katastrophe beschieden hat. und sich einen 
neuen Weg. einen Weg zum Glück des ganzen Volkes. bahnen." 
(Nationales Dokument.) 
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Die fortschrittlichen Kräfte in der DDR haben dieser Pflicht 
genügt. Und zwar bestand unsere Selbstkritik nicht nur in 
Worten, sondern vor allem darin, daß wir in grundlegenden 
Umwälzungen Wandel geschaffen, die Ursachen der Kata­
strophen beseitigt, mit der Gründung der DDR, deren Ver­
fassung und Konstitu ierung der Volkskongreß vorbereite te, 
den entscheidenden Wendepunkt der deutschen Geschichte 
eingelei tet und mit dem Aufbau des Sozialismus den Grund­
s tein für ein neues Deutschland gelegt haben. 

" Von nun an wird immer mehr die bestimmende Kraft 
unserer Geschichte die Deutsche Demokratische Republik, der 
deutsche Staat der Demokratie. des Friedens und des Sozia­
lismus. Er ist das junge, vOTwärtsstrebende Element, der 
Motor der deutschen Geschichte. Hier. in der Deutschen Demo­
kratischen Republik, wird das Gesicht der Zukunft ganz 
DeutSChlands geformt. Die Interessen der Deutschen Demo­
kratischen Republik stimmen völlig mit den Interessen auch 
der Mehrheit der friedliebenden und arbeitsamen Bürger der 
westdeutschen Bundesrepublik überein.t< (Nationales Doku­
ment.) 

Unsere Politik stimmt aber auch überein mit dem, was in 
den schweren Jahren des Hitlerkriegs alle Angehörigen der 
Antihitlerkoalition erstrebt haben. Und auf dieser Gt;"Undlage 
hätte nach 1945 ein dauerhafter Friede für unser Volk und 
für die ganze Welt begründet werden können. 

An der Antihitlerkoalition scheitert jeglicher Verrat 

Mit unserer Entscheidung für das große Bündnis aller fort­
schrittlichen Kräfte eröffneten wir den nationalen Widerstand 
gegen die deutsche' und die Weltreaktion. Und das in einem 
Zeitpunkt, als die Westmächte, angespornt durch den USA­
Außenrninister Byrnes, vor allem aber durch Winston Chur­
chill, der bereits 1917 "den bolschewistischen Säugling" in der 
Wiege erwürgen wollte und dann entsetzt zurückprallte, als 
dieser Säugling - nach einem Wort Lenins - die Kräfte eines 
Herkules entwickelte, einen neuen Kriegsblock unter dem 
Einbau \Vestdeutschlands zu organisieren suchten. 

Freilich gab es in Nordamerika schon immer Leute, die in 
böser Verblend ng,. befallen vom Größenwahn, das Business­
Amerikanertum kurzerhand mit dem Menschentum gleich­
gesetzt und die Vereinigten Staaten als den Treuhänder der 
Welth:ultur unter göttlicher Leitung hingestellt haben. Gefähr­
lich wurde diese Mentalität, als sehr bald nach Kriegsende 
der damalige USA-Präsident Harry Truman, verantwortlich 
für den ersten Abwurf einer Atombombe auf Menschen, die 
Parole ausgab, der Sieg habe das amerikanische Volk vor die 
"ständige und brennende Notwendigkeit" gestellt, die Führung 
in der ganzen Welt zu übernehmen. Als hätte er vergessen, 
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daß der Sieg schließlich nur gern ein sam en'Ungen worden 
ist, zudem unter größten Blutopfern der Völker der So w jet­
uni 0 n. 

Als sich dann herausstellte, daß keine Aussicht bestand, 
ganz Deutschland in die amerikanische Konzeption einzu­
beziehen, weil in Ostdeutschland bereits ein neues Deutsch­
land des Friedens heranwuchs, das mit umfassenden sozialen 
Veränderungen bereits gesellschaftliche Garantien gegen einen 
neuen Krieg geschaffen hatte, da richtete die amerikanische 
Politik ihre ganze Aktivität darauf, nunmehr wenigstens das 
von ihr beherrschte Deutschland sich dienstbar zu machen, 
d. h. sie nahm Kurs auf die Spaltung Deutschlands und schuf 
als Vorform des westdeutschen Separatstaates die Bizone und 
im Marshallplan den wirtschaftlichen Boden für die NATO. 

So besteht ein direkter Zusammenhang zwischen der Oppo­
sition Jakob Kaisers gegen den Volkskongreß und seinem Ein­
treten für den Marshallplan, ebenso aber auch für den Wider­
stand Jakob Kaisers gegen die fortschrittlichen Kräfte in der 
CDU. Gerade deshalb lehnte, um nur ein Beispiel zu nennen. 
der Landesvorstand unseres heutigen Parteivorsitzenden 
August Bach. Thüringen, bereits im September 1947 den 
Marshallplan mit der Begründung ab, daß ~r nur zur Spaltung 
Deutschlands führen könne. Die gleiche Haltung nahmen auf 
dem 2. Parteitag der CDU, verbunden mit dem entschie­
denen Einsatz für die weitere Festigung der Zusammenarbeit 
im antifaschi&tisch-demokratischen Block, eine ganze Reihe 
von CDU-Politikern, wie Otto Nuschke und August Hille­
brand, auch ich selbst, ein. 

Daß damals in unserer Panei ein so erbitterter Kampf ge­
führt werden mußte. hängt auch damit zusammen, daß nach 
dem Zusammenbruch 1945 Anhänger der alten Ordnung vor 
allem in der neugegründeten CDU Zuflucht gesucht hatten. Es 
gab damals Landesvorstände, in denen Angehörige der ehe­
maligen Deutschnationalen Volkspartei das übergewicht 
hatten und den Ton angaben. Diese Kreise suchten natürlich 
in der CDU kein Betätigungsfeld für demokratische Bestre­
bungen, sondern sie wollten mit Hilfe der CDU ihre alte Vor­
macht wiederherstellen und hofften dies dadurch am besten 
bewerkstelligen zu können, daß sie die CDU in eine Agentur 
der Monopole und der Junker umzuwandeln versuchten. 

"In der CDU", so schrieb Walter Ulbrich in seinem Buch 
,.Zur Geschichte der neuesten Zeit" im Hinblick auf diese 
Situation, "hatten neben weitsichtigen Demokraten und 
Patrioten ... , die verstanden, daß allein die Zusammenarbeit 
mit der Arbeiterklasse die EntWicklung des demokratischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Lebens Deutschlands ~aran­
tiert", auch Personen Aufnahme gefunden, die hier die Politik 
der Großbourgeoisie, der Junker und des politischen Klerika­
lismus fortzusetzen gedachten. 
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Durch den Ersten Deutschen Volkskongreß. vor allem durch 
die aktive Mitarbeit, wie sie hier an einigen Beispielen skiz­
ziert worden ist, wurde erwiesen, daß es möglich war, in 
einem großen Bündnis alle Parteien und Massenorganisationen 
dank der weitgehenden übereinstimmung in den Grundfragen 
unserer Politik zu einem großen Bündnis für den Frieden und 
die nationale Einheit zusammenzufassen. So ist die DDR, in 
der dieses Bündnis verwirklicht wurde, zum Vaterland des 
Friedens, der Demokratie und des Sozialismus geworden, zum 
Garanten für eine glückliche Zukunft der ganzen Nation. So 
hat der Erste Deutsche Volkskongreß ein Beispiel gegeben, wie 
das nationale Interesse allem anderen vorangestellt werden 
muß, wie in deutscher Sache eine vorwärtsweisende deutsche 
Initiative entfacht, damit die Vergangenheit bewältigt und 
die Zulmnft glückverheißend vorgeformt werden kann. Damit 
haben wir das nationale Bewußtsein unseres Volkes gestärkt 
und dort neu erweckt, wo es im Verlöschen war. 

Nicht nur erkennen - verändern! 

Die Schwierigkeiten, auf die der Volkskongreß beim über­
greifen auf Bayern gestoßen ist, vermitteln unserem Volk eine 
weitere eindringliche Lehre. Wie damals in Bayern, so ist 
auch später bei jeder neuen Auseinandersetzung in West­
deutschland der nationale Gedanke bewußt immer wieder 
niedergehalten worden, bis sich jene Bundesrepublik konsti­
tuierte, die dann unter würdeloser Preisgabe jeder echten 
nationalen Konzeption Westdeutschland zu einem Anhängsel 
der Vereinigten Staaten und damit zu einer europäischen 
Komponente eines "atlantischen" Systems gemacht hat. 

Lernen wir daraus, daß es nicht genügt, das. was sein muß. 
zu erkennen und zu billigen, sondern daß es stets darauf 
ankommt, politische Notwendigkeiten zu Wirklichkeiten zu 
machen und, wenn nötig, mit unbeugsamer Hingabe und Be­
harrlichkeit um eine große patriotische Aufgabe zu kämpfen. 
Wenn das beherzigt wird. wird schließlich im gesamten deut­
schen Vaterland der vorwärtsdrängende Wille des Volkes die 
Entwicklung bestimmen und den Einfluß derer überwinden, 
die das Rad der geschichtlichen Entwicklung zutiickdrehen 
wollen. Das Motto für diesen Kampf enthält das nationale 
Dokument in den Worten : 

Nur die Deutschen selbst und vor allem die friedliebenden 
u~d demokratischen Kräfte in Westdeutschland vermögen 
durch ihren entschlossenen und erfolgreichen Kampf den Weg 
abzukürzen. Nur sie können die Barrieren niederlegen. die 
von den in Westdeutschland herrschenden Kräften gegen die 
Wiedervereinigung Deutschlands errichtet worden sind." 
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